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AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Satzung für die öffentliche Ent-
wässerungseinrichtung der Stadt 
Fürth (Entwässerungssatzung - 
EWS) vom 1. Januar 2018
Auf Grund von Art. 23 und Art. 
24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abs. 2 und 
3 der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Bayern (Gemeindeord-
nung – GO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Au-
gust 1998 (GVBl. S. 796), zuletzt 
geändert durch Art. 17a Abs. 2 
des Gesetzes vom 13. Dezember 
2016 (GVBl. S. 335), sowie Art. 
34 Abs. 2 Satz 1 des Bayerischen 
Wassergesetzes (BayWG) vom 25. 
Februar 2010 (GVBl. S. 66), zu-
letzt geändert durch Art. 9a Abs. 
12 des Gesetzes vom 22. Dezem-
ber 2015 (GVBl. S. 458), erlässt 
die Stadt Fürth folgende Satzung:
§ 1 Öffentliche Einrichtung
(1) Die Stadt betreibt eine öffent-
liche Einrichtung zur Abwasser-
beseitigung (Entwässerungsein-
richtung).
(2) Art und Umfang der Entwäs-
serungseinrichtung bestimmt die 
Stadt.
(3) Zur Entwässerungseinrich-
tung der Stadt gehören nicht die 
Grundstücksanschlüsse (§ 3 Nr. 
10) sowie die Straßenentwässe-
rungskanäle (§ 3 Nr. 6).
§ 2 Grundstücksbegriff, Ver-
pflichtete
(1) Grundstück im Sinn dieser 
Satzung ist jedes räumlich zu-
sammenhängende und einem 
gemeinsamen Zweck dienende 
Grundeigentum desselben Ei-
gentümers, das eine selbststän-
dige wirtschaftliche Einheit 
bildet, auch wenn es sich um 
mehrere Grundstücke oder Teile 
von Grundstücken im Sinn des 
Grundbuchrechts handelt. So-
weit rechtlich verbindliche pla-
nerische Vorgaben vorhanden 
sind, sind sie zu berücksichtigen.
(2) Die in dieser Satzung für 

Grundstückseigentümer erlas-
senen Vorschriften gelten auch 
für Teileigentümer, Erbbaube-
rechtigte, Wohnungseigentümer, 
Wohnungserbbauberechtigte, 
Nießbraucher und sonstige zur 
Nutzung eines Grundstücks ding-
lich Berechtigte. Von mehreren 
dinglich Berechtigten ist jeder 
berechtigt und verpflichtet; sie 
haften als Gesamtschuldner.
§ 3 Begriffsbestimmungen
Im Sinn dieser Satzung haben die 
nachstehenden Begriffe folgende 
Bedeutung:
1. Abwasser
ist das durch häuslichen, gewerb-
lichen, landwirtschaftlichen oder 
sonstigen Gebrauch in seinen Ei-
genschaften veränderte Wasser 
und das bei Trockenwetter damit 
zusammen abfließende Wasser 
(Schmutzwasser) sowie das von 
Niederschlägen aus dem Bereich 
von bebauten oder befestigten 
Flächen gesammelt abfließende 
Wasser (Niederschlagswasser). 
Als Schmutzwasser gelten auch 
die aus Anlagen zum Behandeln, 
Lagern und Ablagern von Abfäl-
len austretenden und gesammel-
ten Flüssigkeiten.
Die Bestimmungen dieser Sat-
zung gelten nicht für das in 
landwirtschaftlichen Betrieben 
anfallende Abwasser (einschließ-
lich Jauche und Gülle), das dazu 
bestimmt ist, auf landwirtschaft-
lich, forstwirtschaftlich oder 
gärtnerisch genutzte Böden auf-
gebracht zu werden; nicht zum 
Aufbringen bestimmt ist insbe-
sondere das häusliche Abwasser.
2. Kanäle
sind Mischwasserkanäle, Schmutz- 
wasserkanäle oder Regenwasser-
kanäle einschließlich der Son-
derbauwerke wie zum Beispiel 
Schächte, Regenbecken, Pump-
werke, Regenüberläufe.
3. Schmutzwasserkanäle

dienen ausschließlich der Auf-
nahme und Ableitung von 
Schmutzwasser.
4. Mischwasserkanäle
sind zur Aufnahme und Ablei-
tung von Niederschlags- und 
Schmutzwasser bestimmt.
5. Regenwasserkanäle
dienen ausschließlich der Auf-
nahme und Ableitung von Nie-
derschlagswasser.
6. Straßenentwässerungskanäle
dienen ausschließlich der Auf-
nahme und Ableitung von Nie-
derschlagswasser von öffent-
lichen Straßen, Wegen und 
Plätzen einschließlich des Zube-
hörs wie zum Beispiel Schächte, 
Sinkkästen.
7. Trennsystem
Schmutzwasser und Nieder-
schlagswasser werden in zwei 
getrennten Kanälen abgeleitet.
8. Mischsystem
Schmutzwasser und Nieder-
schlagswasser werden in einem 
gemeinsamen Kanal abgeleitet.
9. Sammelkläranlage
ist eine Anlage zur Reinigung des 
in den Kanälen gesammelten Ab-
wassers einschließlich der Ablei-
tung zum Gewässer.
10. Grundstücksanschlüsse
sind die Leitungen von der Ent-
wässerungseinrichtung bis zum 
ersten Einsteigschacht auf dem 
anzuschließenden Grundstück. 
Bei Fehlen des Einsteigschachtes 
endet der Grundstücksanschluss 
an der Grundstücksgrenze. 
Zum Grundstücksanschluss ge-
hört auch die Verbindung des 
Anschlusses mit der Entwässe-
rungseinrichtung - Anschlusse-
lement/Abzweigstutzen.
11. Grundstücksentwässerungs-
anlagen
sind alle Einrichtungen eines 
Grundstücks, die der Beseitigung 
der Abwässer dienen, bis ein-
schließlich des letzten Einsteig-

schachtes vor der Grundstücks-
grenze, bei seinem Fehlen bis zur 
Grundstücksgrenze.
12. Einsteigschacht
ist ein Schachtbauwerk, das dem 
Zugang für Inspektions- und Rei-
nigungszwecke der Anlage dient.
13. Messschacht
ist eine Einrichtung für die Mes-
sung des Abwasserabflusses oder 
die Entnahme von Abwasserpro-
ben.
14. Rückstauebene
ist die Höhe der Straßenoberkan-
te an der Anschlussstelle an die 
Entwässerungseinrichtung, so-
fern von der Stadtentwässerung 
keine andere Rückstauebene 
festgelegt wurde.
15. Abwasserbehandlungsanlage
ist eine Einrichtung, die dazu 
dient, die Schädlichkeit des Ab-
wassers vor Einleitung in die 
Entwässerungseinrichtung zu 
vermindern oder zu beseitigen. 
Hierzu zählen zum Beispiel An-
lagen zur (Vor-) Behandlung ge-
werblichen oder industriellen 
Abwassers.
16. Fachlich geeigneter Unter-
nehmer
ist ein Unternehmer, der geeignet 
ist, Arbeiten an Grundstücksan-
schlüssen oder Grundstücksent-
wässerungsanlagen fachkundig 
auszuführen. Voraussetzungen 
für die fachliche Eignung sind 
insbesondere
– die ausreichende berufliche 
Qualifikation und Fachkunde der 
verantwortlichen technischen 
Leitung,
– die Sachkunde des eingesetz-
ten Personals und dessen nach-
weisliche Qualifikation für die 
jeweiligen Arbeiten an Grund-
stücksentwässerungsanlagen 
und Grundstücksanschlüssen,
– die Verfügbarkeit der benötig-
ten Werkzeuge, Maschinen und 
Geräte,
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– die Verfügbarkeit und Kenntnis 
der entsprechenden Normen und 
Vorschriften,
– eine interne Qualitätssicherung 
(Weiterbildung, Kontrollen und 
Dokumentation).
17. Fachkundiger Entwurfsver-
fasser 
ist ein Entwurfsverfasser, der 
geeignet ist, Grundstücksent-
wässerungsanlagen und Grund-
stücksanschlüsse fachkundig zu 
planen. Voraussetzungen sind 
– die ausreichende berufliche 
Qualifikation und Fachkunde 
und
– die Verfügbarkeit und Kenntnis 
der entsprechenden Normen und 
Vorschriften.
§ 4 Anschluss- und Benutzungs-
recht
(1) Jeder Grundstückseigentümer 
ist berechtigt, sein Grundstück 
nach Maßgabe dieser Satzung 
an die Entwässerungseinrich-
tung anzuschließen. Er kann, 
nach Maßgabe der §§ 14 bis 17, 
das anfallende Abwasser in die 
Entwässerungseinrichtung ein-
leiten.
(2) Das Anschluss- und Benut-
zungsrecht erstreckt sich nur auf 
solche Grundstücke, die durch 
einen Kanal (Misch- oder Trenn-
system) erschlossen sind. Der 
Grundstückseigentümer kann 
unbeschadet weitergehender 
bundes- und landesgesetzlicher 
Vorschriften nicht verlangen, 
dass neue Kanäle hergestellt 
oder bestehende Kanäle geän-
dert werden. Welche Grundstü-
cke durch eine Entwässerungs-
einrichtung erschlossen werden, 
bestimmt die Stadt.
(3) Ein Anschluss- und Benut-
zungsrecht besteht nicht,
1. wenn das Abwasser wegen sei-
ner Art oder Menge nicht ohne 
Weiteres von der Entwässe-
rungseinrichtung übernommen 
werden kann und besser von 
demjenigen behandelt wird, bei 
dem es anfällt oder
2. solange eine Übernahme des 
Abwassers technisch oder wegen 
des unverhältnismäßig hohen 
Aufwands nicht möglich ist.
(4) Die Stadt kann den Anschluss 
und die Benutzung versagen, 
wenn die gesonderte Behand-
lung des Abwassers wegen der 

Siedlungsstruktur das Wohl der 
Allgemeinheit nicht beeinträch-
tigt.
(5) Unbeschadet des Abs. 4 be-
steht ein Benutzungsrecht nicht, 
soweit eine Versickerung oder 
anderweitige Beseitigung von 
Niederschlagswasser ordnungs-
gemäß möglich ist. Die Stadt 
kann hiervon Ausnahmen zulas-
sen oder bestimmen, wenn die 
Einleitung von Niederschlags-
wasser aus betriebstechnischen 
Gründen erforderlich ist.
§ 5 Anschluss- und Benutzungs-
zwang
(1) Die zum Anschluss Berech-
tigten (§ 4) sind verpflichtet, 
bebaute Grundstücke an die 
Entwässerungseinrichtung anzu-
schließen (Anschlusszwang). Ein 
Anschlusszwang besteht nicht, 
wenn der Anschluss rechtlich 
oder tatsächlich unmöglich ist.
(2) Die zum Anschluss Berechtig-
ten (§ 4) sind verpflichtet, auch 
unbebaute Grundstücke an die 
Entwässerungseinrichtung an-
zuschließen, wenn auf ihnen 
Abwasser anfällt.
(3) Ein Grundstück gilt als be-
baut, wenn auf ihm bauliche An-
lagen, bei deren Benutzung Ab-
wasser anfallen kann, dauernd 
oder vorübergehend vorhanden 
sind.
(4) Bei baulichen Maßnahmen, 
die eine Veränderung der Abwas-
sereinleitung nach Menge oder 
Beschaffenheit zur Folge haben, 
muss der Anschluss vor dem 
Beginn der Benutzung des Baus 
hergestellt sein. In allen ande-
ren Fällen ist der Anschluss nach 
schriftlicher Aufforderung durch 
die Stadt innerhalb der von ihr 
gesetzten Frist herzustellen.
(5) Auf Grundstücken, die an 
die Entwässerungseinrichtung 
angeschlossen sind, ist im Um-
fang des Benutzungsrechts alles 
Abwasser in die Entwässerungs-
einrichtung einzuleiten (Benut-
zungszwang). Verpflichtet sind 
der Grundstückseigentümer 
und alle Benutzer der Grund-
stücke. Sie haben auf Verlangen 
der Stadt die dafür erforderliche 
Überwachung zu dulden.
§ 6 Befreiung von Anschluss- 
oder Benutzungszwang
(1) Von der Verpflichtung zum 

Anschluss oder zur Benutzung 
wird auf Antrag ganz oder zum 
Teil befreit, wenn der Anschluss 
oder die Benutzung aus besonde-
ren Gründen auch unter Berück-
sichtigung der Erfordernisse des 
Gemeinwohls nicht zumutbar 
ist. Der Antrag auf Befreiung ist 
unter Angabe der Gründe schrift-
lich bei der Stadt einzureichen.
(2) Die Befreiung kann befristet, 
unter Bedingungen, Auflagen 
und Widerrufsvorbehalt erteilt 
werden.
§ 7 Sondervereinbarungen
(1) Ist der Grundstückseigentü-
mer nicht zum Anschluss oder 
zur Benutzung berechtigt oder 
verpflichtet, kann die Stadt 
durch Vereinbarung ein beson-
deres Benutzungsverhältnis be-
gründen.
(2) Für dieses Benutzungsver-
hältnis gelten die Bestimmungen 
dieser Satzung und der Beitrags- 
und Gebührensatzung entspre-
chend. Ausnahmsweise kann in 
der Sondervereinbarung Abwei-
chendes bestimmt werden, so-
weit dies sachgerecht ist.
§ 8 Grundstücksanschluss
(1) Der Grundstücksanschluss 
wird vom Grundstückseigen-
tümer hergestellt, verbessert, 
erneuert, geändert und unter-
halten sowie stillgelegt und be-
seitigt; § 9 Abs. 2 und 6 sowie §§ 
10 bis 13 gelten entsprechend.
(2) Die Stadt bestimmt Zahl, 
Art, Nennweite und Führung 
der Grundstücksanschlüsse. Sie 
bestimmt auch, wo und an wel-
che Entwässerungseinrichtung 
anzuschließen ist. Begründete 
Wünsche des Grundstücksei-
gentümers werden dabei nach 
Möglichkeit berücksichtigt. 
Wenn durch mehrere, kurz hin-
tereinander folgende Anschlüs-
se der Bestand der Straße oder 
der Entwässerungseinrichtung 
gefährdet oder der Betrieb der 
Entwässerungseinrichtung er-
schwert würde, kann der ge-
meinsame Anschluss mehrerer 
Grundstücke von der Stadt ge-
fordert werden, auch wenn die 
anzuschließenden Grundstücke 
im Eigentum verschiedener Ver-
pflichteter nach dieser Satzung 
stehen.
(3) Der Bestand und die Be-

nutzung gemeinsamer Grund-
stücksentwässerungsanlagen 
und Grundstücksanschlüsse 
muss vor der Erteilung der An-
schluss- und Benutzungsgeneh-
migung (§ 10 Abs. 5) zwischen 
den Beteiligten privatrechtlich 
geregelt und dauernd gesichert 
sein. Hierzu kann die Bestellung 
einer Grunddienstbarkeit zu-
gunsten der Beteiligten und eine 
beschränkt persönliche Dienst-
barkeit gleichen Inhalts jedoch 
ohne Kosten- und Unterhalts-
pflicht zugunsten der Stadt Fürth 
gefordert werden.
(4) Wird vor dem Grundstück 
die Entwässerungseinrichtung 
erneuert oder saniert oder die öf-
fentliche Straße ausgebaut, sind 
die betroffenen Grundstücksan-
schlüsse auf ihre Funktion und 
Mängelfreiheit mittels optischer 
Inspektion zu prüfen, sofern die 
letzte Prüfung länger als 15 Jahre 
zurückliegt. § 12 Abs. 1 gilt ent-
sprechend.
(5) Die Benutzung der stadtei-
genen Straßen zur Herstellung 
und zum Verbleib der Grund-
stücksanschlüsse zwischen der 
Entwässerungseinrichtung und 
der Grundstücksgrenze ist im 
erforderlichen Umfang kos-
tenlos widerruflich gestattet. 
Der Widerruf durch die Stadt 
ist zulässig bei Auflassung der 
Entwässerungseinrichtung in 
der stadteigenen Straße, der 
stadteigenen Straße selbst oder 
wenn der Grundstücksanschluss 
nicht mehr genutzt wird. Von 
der Befugnis zur kostenlosen 
Straßengrundbenutzung nach 
Satz 1 bleiben nach anderen 
ortsrechtlichen Bestimmungen 
bestehende Verpflichtungen zur 
Instandsetzung der Straße aus 
Anlass von Aufgrabungsarbeiten 
unberührt.
(6) Der Grundstückseigentümer 
haftet der Stadt gegenüber für 
alle Schäden, die dieser aus der 
Benutzung des Straßenkörpers 
und der sonstigen Bestandteile 
der Straße entstehen.
§ 9 Grundstücksentwässe-
rungsanlage
(1) Jedes Grundstück, das an die 
Entwässerungseinrichtung ange-
schlossen wird, ist vorher vom 
Grundstückseigentümer mit ei-
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ner Grundstücksentwässerungs-
anlage zu versehen. Diese muss 
mit getrennten Leitungen für 
Schmutzwasser und für Regen-
wasser ausgeführt werden.
(2) Die Grundstücksentwässe-
rungsanlage ist nach den allge-
mein anerkannten Regeln der 
Technik herzustellen, zu betrei-
ben, zu verbessern, zu erneuern, 
zu ändern, zu unterhalten, still-
zulegen oder zu beseitigen.
(3) Am Ende der Grundstücks-
entwässerungsanlage ist ein 
Einsteigschacht zu errichten. 
Die Stadt kann verlangen, dass 
anstelle oder zusätzlich zum Ein-
steigschacht ein Messschacht zu 
erstellen ist.
(4) Besteht zur Entwässerungs-
einrichtung kein ausreichen-
des Gefälle, kann die Stadt vom 
Grundstückseigentümer den 
Einbau und den Betrieb einer 
Hebeanlage zur Entwässerung 
des Grundstücks verlangen, 
wenn ohne diese Anlage eine 
ordnungsgemäße Beseitigung 
des Abwassers bei einer den 
allgemein anerkannten Regeln 
der Technik entsprechenden 
Planung und Ausführung des 
Kanalsystems für die Stadt nicht 
möglich oder nicht wirtschaft-
lich ist.
(5) Gegen den Rückstau des 
Abwassers aus der Entwässe-
rungseinrichtung hat sich je-
der Anschlussnehmer selbst zu 
schützen.
(6) Die Grundstücksentwässe-
rungsanlage sowie Arbeiten da-
ran dürfen nur durch fachlich 
geeignete Unternehmer ausge-
führt werden. Die Stadt kann 
den Nachweis der fachlichen 
Eignung verlangen.
§ 10 Zulassung der Grund-
stücksentwässerungsanlage 
und des Grundstücksanschlus-
ses
(1) Es sind folgende Vorhaben 
genehmigungspflichtig:
1. die Herstellung und Änderung 
der Grundstücksentwässerungs-
anlage außerhalb von Gebäuden 
einschließlich des Grundstücks-
anschlusses an die Entwässe-
rungseinrichtung.
2. die Herstellung und Ände-
rung der Entwässerungseinrich-

tungen in Gebäuden unterhalb 
der Rückstauebene, mindestens 
jedoch aller Entwässerungsein-
richtungen unterhalb des Erdge-
schosses.
3. die Herstellung und Änderung 
von blinden Grundstücksan-
schlüssen.
4. die vorübergehende Einleitung 
von Abwasser bei Kirchweihen, 
Stadtteilfesten, Straßenfesten 
und ähnlichen Veranstaltungen 
sowie das Aufstellen von Toilet-
tenwagen, Baustelleneinrichtun-
gen, Bürocontainern und ähnli-
ches, die vorübergehend an die 
Entwässerungseinrichtung ange-
schlossen werden sollen.
5. die vorübergehende Einlei-
tung von Abwasser bei Fassaden-
reinigungen.
6. die Herstellung und Ände-
rung sämtlicher Entwässerungs-
einrichtungen innerhalb von 
Gebäuden, die industrielle, ge-
werbliche und ähnliche nicht-
häusliche Abwässer aufnehmen 
und ableiten, insbesondere Ab-
wasservorbehandlungsanlagen, 
sowie die Änderung der geneh-
migten Abwassermenge, der Ab-
wasserzusammensetzung und 
des Verfahrens der Vorbehand-
lung.
(2) Bevor die Grundstücksent-
wässerungsanlage oder der 
Grundstücksanschluss herge-
stellt oder geändert werden, sind 
der Stadt folgende Unterlagen in 
doppelter Fertigung einzurei-
chen: 
1. Antrag auf Erteilung einer An-
schluss- und Benutzungsgeneh-
migung
2. aktuelles Kanalauskunftsblatt 
3. aktueller amtlicher Lageplan 
des zu entwässernden Grund-
stücks im Maßstab 1:1000, mit 
amtlichen Angaben über Flur-
nummern, Eigentumsverhältnis-
se und Grundstücksfläche.
4. Übersichtslageplan im Maß-
stab 1:1000 mit Eintragung der 
vorhandenen und geplanten 
Bauten sowie einer Prinzip Dar-
stellung der Entwässerung bis 
zur Entwässerungseinrichtung.
5. Grundriss- und Flächenpläne 
mit Darstellung der Entwässe-
rungsgegenstände im Maßstab 
1:100, aus denen der Verlauf 

der Grundstücksentwässe-
rungsanlage einschließlich des 
Grundstücksanschlusses bis zur 
Entwässerungseinrichtung er-
sichtlich ist. Vorhandener Baum-
bestand ist einzutragen.
6. Längsschnitte aller Leitun-
gen mit Darstellung der Ent-
wässerungsgegenstände und 
des Grundstücksanschlusses 
im Maßstab 1:100, bezogen auf 
Normal -Null (NN), aus denen 
insbesondere die Gelände- und 
Kanalsohlenhöhen, die maßgeb-
lichen Kellersohlenhöhen, die 
Querschnitte und Gefälle der 
Kanäle, die Schächte, der höchs-
te Grundwasserstand usw. zu 
ersehen sind.
7. Rohrnetzberechnungen ent-
sprechend der einschlägigen 
Normen und Richtlinien.
8. Wenn Gewerbe-, Industrieab-
wasser oder Abwasser, das in 
seiner Beschaffenheit erheblich 
vom Hausabwasser abweicht, 
der Entwässerungseinrichtung 
zugeführt wird, sind ferner zu-
sätzlich anzugeben:
– Zahl der Beschäftigten und der 
ständigen Bewohner auf dem 
Grundstück, wenn deren Abwas-
ser miterfasst werden soll,
– Menge und Beschaffenheit des 
Verarbeitungsmaterials, der Er-
zeugnisse,
– die Abwasser erzeugenden Be-
triebsvorgänge,
– Höchstzufluss und Beschaffen-
heit des zum Einleiten bestimm-
ten Abwassers,
– die Zeiten, in denen eingeleitet 
wird,
– die Vorbehandlung des Abwas-
sers (Kühlung, Reinigung, Neu-
tralisation, Dekontaminierung) 
mit Bemessungsnachweisen.
Soweit nötig, sind die Angaben 
durch den wasserwirtschaft-
lichen Betriebsplan (Zufluss, 
Verbrauch, Kreislauf, Abfluss), 
durch Pläne der zur Vorbehand-
lung beabsichtigten Einrichtun-
gen, durch einen Erläuterungs-
bericht und erforderlichenfalls 
durch weitergehende Angaben 
zu ergänzen.
9. Wenn die Entwässerung über 
Nachbargrundstücke verläuft 
oder Teile der Grundstücksent-
wässerungsanlage und Grund-

stücksanschlüsse durch mehrere 
Grundstückseigentümer gemein-
sam benutzt werden ist ein Nach-
weis über die dauerhafte Siche-
rung vorzulegen (§ 8 Abs. 4).
(3) Entsprechend Abs. 2 ist bei 
Gebäudekomplexen (z. B. Wohn-
anlagen; Reihenhäusern) für jede 
Hauseinheit mit eigenem Zugang 
ein gesonderter Antrag auf Ertei-
lung der Anschluss- und Benut-
zungsgenehmigung, die nur die 
jeweilige Hauseinheit darstellen, 
einzureichen. 
(4) Die Pläne müssen von einem 
fachkundigen Planfertiger er-
stellt und dem „Merkblatt für 
Entwässerungsgesuche im Gel-
tungsbereich der Stadt Fürth“ 
entsprechen. Alle Unterlagen 
sind vom Grundstückseigentü-
mer, vom Bauherrn und dem 
Planfertiger zu unterschreiben. 
Die Stadt kann erforderlichen-
falls weitere Unterlagen anfor-
dern.
(5) Die Stadt prüft, ob die geplan-
te Grundstücksentwässerungs-
anlage und der Grundstücks-
anschluss den Bestimmungen 
dieser Satzung entsprechen. 
Ist das der Fall, erteilt die Stadt 
schriftlich ihre Zustimmung 
und gibt eine Fertigung der ein-
gereichten Unterlagen mit Zu-
stimmungsbescheid (Anschluss- 
und Benutzungsgenehmigung) 
zurück. Die Zustimmung kann 
unter Bedingungen und Auflagen 
erteilt werden.
(6) Ist der Antrag unvollständig 
oder weist er sonstige erhebliche 
Mängel auf, fordert die Stadt den 
Antragsteller zur Behebung der 
Mängel innerhalb einer ange-
messenen Frist auf. Werden die 
Mängel innerhalb der Frist nicht 
behoben, gilt der Antrag als ab-
gelehnt.
(7) Mit der Herstellung oder 
Änderung der Grundstücks-
entwässerungsanlage und des 
Grundstücksanschlusses darf 
erst begonnen werden, wenn die 
Zustimmung nach Abs. 5 erteilt 
worden ist. Eine Genehmigungs-
pflicht nach sonstigen, insbe-
sondere nach straßen-, bau- und 
wasserrechtlichen Bestimmun-
gen bleibt durch die Zustimmung 
unberührt.
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(8) Für neu herzustellende oder 
zu verändernde Grundstücks-
entwässerungsanlagen und 
Grundstücksanschlüsse kann 
die Genehmigung davon abhän-
gig gemacht werden, dass bereits 
vorhandene Anlagen, die den 
Vorschriften nicht entsprechen, 
angepasst, ersetzt oder beseitigt 
werden.
(9) Bei Maßnahmen, welche nur 
Teilbereiche der Grundstücks-
entwässerungsanlage betreffen, 
sind die genehmigten Entwässe-
rungspläne, aus welchen die wei-
terführende, bestehende Grund-
stücksentwässerungsanlage 
und der Grundstücksanschluss 
ersichtlich sind, mit vorzulegen. 
Sofern keine oder abweichende 
genehmigte Entwässerungsplä-
ne über die bestehende Grund-
stücksentwässerungsanlage exis-
tieren, ist diese mit darzustellen.
(10) Von den Bestimmungen der 
Abs. 1 bis 9 kann die Stadt Aus-
nahmen zulassen.
(11) Bei wesentlicher Abwei-
chung von den der Zustimmung 
der Stadt zugrundeliegenden 
Planunterlagen sind rechtzeitig 
vor Ausführung Ergänzungen 
(2-fach) zur Zustimmung einzu-
reichen.
(12) Sind in der Anschluss- und 
Benutzungsgenehmigung keine 
anderen Fristen bestimmt, so er-
löschen diese Genehmigungen, 
wenn innerhalb von vier Jahren 
nach Erteilung der Genehmigung 
mit der Ausführung des Vorha-
bens nicht begonnen oder die 
Bauausführung vier Jahre un-
terbrochen worden ist; die Einle-
gung eines Rechtsbehelfs hemmt 
den Lauf der Frist bis zur Unan-
fechtbarkeit der Anschluss- und 
Benutzungsgenehmigung. Die 
Frist von vier Jahren kann auf 
schriftlichen Antrag jeweils bis 
zu zwei Jahre verlängert werden. 
Sie kann auch rückwirkend ver-
längert werden, wenn der Antrag 
vor Fristablauf bei der Stadt ein-
gegangen ist.
§ 11 Herstellung und Prüfung 
der Grundstücksentwässe-
rungsanlage und des Grund-
stücksanschlusses
(1) Der Grundstückseigentümer 
hat der Stadt den Beginn des 

Herstellens, des Änderns, des 
Ausführens größerer Unterhal-
tungsarbeiten oder des Beseiti-
gens spätestens drei Tage vor-
her schriftlich anzuzeigen und 
gleichzeitig den Unternehmer 
zu benennen. Muss wegen Ge-
fahr im Verzug mit den Arbeiten 
sofort begonnen werden, ist der 
Beginn innerhalb von 24 Stun-
den schriftlich anzuzeigen. Die 
Fertigstellung der Maßnahme 
ist schriftlich anzuzeigen (Fer-
tigstellungsmeldung).
(2) Die Stadt ist berechtigt, die 
Arbeiten zu überprüfen. Der 
Grundstückseigentümer hat zu 
allen Überprüfungen Arbeits-
kräfte, Geräte und Werkstoffe 
bereitzustellen.
(3) Der Grundstückseigentümer 
hat nach Errichtung bzw. vor 
erstmaliger Inbetriebnahme des 
Grundstücksanschlusses und der 
Grundstücksentwässerungsanla-
ge diese durch einen nicht an der 
Bauausführung beteiligten, fach-
lich geeigneten, Unternehmer 
auf Funktion und Mängelfreiheit 
mittels Druckprüfung zu prüfen 
und das Ergebnis durch diesen 
bestätigen zu lassen. Die Bestäti-
gung ist nach Vordruck der Stadt 
mit Anlage eines Lageplanes, der 
die untersuchten Leitungen auf-
zeigt, zu führen und innerhalb 
von vier Wochen vorzulegen. Die 
Bestätigung ist vom Grundstücks-
eigentümer und vom fachlich ge-
eigneten Unternehmer zu unter-
schreiben. Festgestellte Mängel 
hat der Grundstückseigentümer 
umgehend beseitigen zu lassen; 
die Beseitigung der Mängel ist 
der Stadt nachzuweisen.
(4) Alle Leitungen dürfen nur 
mit vorheriger Zustimmung der 
Stadt verdeckt werden. Andern-
falls sind sie auf Anordnung der 
Stadt freizulegen. 
(5) Die Stadt kann verlangen, 
dass die Grundstücksentwässe-
rungsanlage nur mit ihrer Zu-
stimmung in Betrieb genommen 
wird. Die Zustimmung kann ins-
besondere von der Vorlage einer 
Bestätigung nach Abs. 3 Satz 2 
abhängig gemacht werden.
(6) Die Zustimmung nach § 10 
Abs. 5 oder die Prüfung der 
Grundstücksentwässerungsanla-

ge durch die Stadt befreien den 
Grundstückseigentümer, den 
ausführenden oder prüfenden 
Unternehmer sowie den Plan-
fertiger nicht von der Verant-
wortung für die vorschriftsmä-
ßige und fehlerfreie Planung und 
Ausführung der Anlage.
(7) Während der Dauer der 
Ausführung von Arbeiten an 
der Grundstücksentwässe-
rungsanlage oder dem Grund-
stücksanschluss müssen die der 
Anschluss- und Benutzungsge-
nehmigung zugrundeliegenden 
Planunterlagen stets auf der Bau-
stelle bereitliegen.
§ 12 Überwachung
(1) Der Grundstückseigentümer 
hat die von ihm zu unterhal-
tenden Grundstücksanschlüs-
se, Messschächte und Grund-
stücksentwässerungsanlagen 
wiederkehrend in Abständen 
von jeweils 20 Jahren ab Inbe-
triebnahme auf eigene Kosten 
durch einen fachlich geeigneten 
Unternehmer auf Funktion und 
Mängelfreiheit prüfen und das 
Ergebnis durch diesen bestäti-
gen zu lassen; für Anlagen in 
Wasserschutzgebieten bleiben 
die Festlegungen in der jewei-
ligen Schutzgebietsverordnung 
unberührt. Der Grundstücks-
eigentümer hat der Stadt die 
Bestätigung nach Vordruck der 
Stadt mit Anlage eines Lagepla-
nes, der die untersuchten und 
instandgesetzten Leitungen auf-
zeigt, innerhalb von vier Wochen 
nach Abschluss der Prüfung un-
aufgefordert vorzulegen. Fest-
gestellte Mängel hat der Grund-
stückseigentümer unverzüglich 
zu beseitigen und innerhalb von 
zwei Monaten eine Nachprüfung 
durchführen zu lassen. Satz 2 
gilt entsprechend. Die Frist für 
die Nachprüfung kann auf An-
trag verlängert werden. Die Be-
stätigung ist vom Grundstücks-
eigentümer und vom fachlich 
geeigneten Unternehmen zu un-
terschreiben.
(2) Der Grundstückseigentümer 
hat die Grundstücksanschlüsse, 
Grundstücksentwässerungs-
anlage, Messschächte, Über-
wachungseinrichtungen und 
Abwasserbehandlungsanlagen 

stets in vorschriftsmäßigen und 
betriebssicheren Zustand zu 
halten. Störungen und Schäden 
an den vom Grundstückseigen-
tümer zu unterhaltenden Anla-
gen sind unverzüglich der Stadt 
anzuzeigen.
(3) Wird Gewerbe- oder Indus-
trieabwasser oder Abwasser, 
das in seiner Beschaffenheit 
erheblich vom Hausabwasser 
abweicht, der Entwässerungs-
einrichtung zugeführt, kann 
die Stadt den Einbau und den 
Betrieb von Überwachungsein-
richtungen verlangen. Hierauf 
wird in der Regel verzichtet, so-
weit für die Einleitung eine was-
serrechtliche Genehmigung der 
Unteren Wasserrechtsbehörde 
vorliegt und die Ergebnisse der 
gesetzlich vorgeschriebenen Ei-
gen- oder Selbstüberwachung 
der Stadt vorgelegt werden.
(4) Unbeschadet der Abs. 1 bis 4 
ist die Stadt befugt, die Grund-
stücksanschlüsse, Grundstücks-
entwässerungsanlagen und 
Messschächte jederzeit zu über-
prüfen, Abwasserproben zu ent-
nehmen sowie Messungen und 
Untersuchungen durchzuführen. 
Die Stadt kann jederzeit verlan-
gen, dass die vom Grundstücksei-
gentümer zu unterhaltenden An-
lagen in einen Zustand gebracht 
werden, der Störungen anderer 
Einleiter, Beeinträchtigungen 
der Entwässerungseinrichtung 
und Gewässerverunreinigungen 
ausschließt.
(5) Das Öffnen eines städtischen 
Kanalschachtdeckels sowie das 
Einsteigen in die Entwässerungs-
einrichtung dürfen nur durch 
die Personen erfolgen, die die 
Stadt hierzu ermächtigt hat.
(6) Die Verpflichtungen nach den 
Abs. 1 bis 4 gelten auch für den 
Benutzer des Grundstücks.
§ 13 Stilllegung von Entwässe-
rungsanlagen
(1) Sobald ein Grundstück an 
die Entwässerungseinrichtung 
angeschlossen ist, sind nicht der 
Ableitung zur Entwässerungsein-
richtung dienende Grundstücks-
entwässerungsanlagen sowie 
dazugehörige Abwasserbehand-
lungsanlagen in dem Umfang au-
ßer Betrieb zu setzen, in dem das 
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Grundstück über die Entwässe-
rungseinrichtung entsorgt wird.
(2) Nicht mehr genutzte Grund-
stücksanschlüsse oder Grund-
stücksentwässerungsanlagen 
sind von bestehenden Leitungen 
abzutrennen und gas- und was-
serdicht zu verschließen. Im Be-
reich öffentlicher Straßen- und 
Wegflächen liegende, aufzulas-
sende Grundstücksanschlüsse 
oder Grundstücksentwässe-
rungsanlagen sind zusätzlich mit 
flüssigem Beton, Dämmer oder 
Gleichwertigem zu verpressen.
§ 14 Einleiten in die Kanäle
(1) In Schmutzwasserkanäle darf 
nur Schmutzwasser, in Regen-
wasserkanäle nur Niederschlags-
wasser eingeleitet werden. In 
Mischwasserkanäle darf sowohl 
Schmutz- als auch Niederschlags-
wasser eingeleitet werden. 
(2) Den Zeitpunkt, von dem ab 
in die Kanäle eingeleitet werden 
darf, bestimmt die Stadt.
§ 15 Verbot des Einleitens, Ein-
leitungsbedingungen
(1) In die Entwässerungseinrich-
tung dürfen Stoffe nicht eingelei-
tet oder eingebracht werden, die
– die dort beschäftigten Personen 
gefährden oder deren Gesund-
heit beeinträchtigen,
– die Entwässerungseinrichtung 
oder die angeschlossenen Grund-
stücke gefährden oder beschädi-
gen,
– den Betrieb der Entwässe-
rungseinrichtung erschweren, 
behindern oder beeinträchtigen,
– die Behandlung und die land-
wirtschaftliche oder gärtne-
rische Verwertung des Klär-
schlamms erschweren oder 
verhindern oder
– sich sonst schädlich auf die Um-
welt, insbesondere die Gewässer, 
auswirken.
(2) Dieses Verbot gilt insbeson-
dere für
1. feuergefährliche oder zer-
knallfähige Stoffe wie Benzin, Öl 
oder Lösemittel,
2. infektiöse Stoffe, Medikamen-
te,
3. radioaktive Stoffe,
4. Farbstoffe, soweit sie zu einer 
deutlichen Verfärbung des Ab-
wassers in der Sammelkläran-
lage oder des Gewässers führen,

5. Abwasser oder andere Stoffe, 
die schädliche Ausdünstungen, 
Gase oder Dämpfe verbreiten 
können,
6. Grund- und Quellwasser, aus 
berechtigtem Interesse kann 
zum Beispiel zur vorübergehen-
den Grundwasserabsenkung auf 
Antrag eine Ausnahme erteilt 
werden,
7. feste Stoffe, auch in zerklei-
nerter Form, wie Schutt, Asche, 
Sand, Kies, Faserstoffe, Zement, 
Küchenabfälle, Schlachtabfälle, 
flüssige Stoffe, die erhärten,
8. Räumgut aus Leichtstoff- und 
Fettabscheidern, Jauche, Gülle, 
Abwasser aus Dunggruben und 
Tierhaltungen, Silagegärsaft, 
Blut aus Schlächtereien, Molke,
9. Absetzgut, Räumgut, Schläm-
me oder Suspensionen aus Ab-
wasserbehandlungsanlagen 
und Abortgruben unbeschadet 
gemeindlicher Regelungen zur 
Beseitigung der Fäkalschlämme,
10. Stoffe oder Stoffgruppen, 
die wegen der Besorgnis einer 
Giftigkeit, Langlebigkeit, Anrei-
cherungsfähigkeit oder einer 
krebserzeugenden, fruchtschä-
digenden oder erbgutverän-
dernden Wirkung als gefährlich 
zu bewerten sind wie Schwerme-
talle, Cyanide, halogenierte Koh-
lenwasserstoffe, Polycyclische 
Aromaten, Phenole.
Ausgenommen sind
– unvermeidbare Spuren solcher 
Stoffe im Abwasser in der Art 
und in der Menge, wie sie auch 
im Abwasser aus Haushaltungen 
üblicherweise anzutreffen sind;
– Stoffe, die nicht vermieden 
oder in einer Vorbehandlungs-
anlage zurückgehalten werden 
können und deren Einleitung 
die Stadt in den Einleitungsbe-
dingungen nach Abs. 3 oder 4 
zugelassen hat;
– Stoffe, die aufgrund einer Ge-
nehmigung nach § 58 des Was-
serhaushaltsgesetzes eingeleitet 
werden dürfen.
11. Abwasser aus Industrie- und 
Gewerbebetrieben,
– von dem zu erwarten ist, dass 
es auch nach der Behandlung in 
der Sammelkläranlage nicht den 
Mindestanforderungen nach § 
57 des Wasser-haushaltsgesetzes 

entsprechen wird.
– das wärmer als +35 °C ist,
– das einen pH-Wert von unter 
6,5 oder über 11 aufweist,
– das aufschwimmende Öle und 
Fette enthält,
– das als Kühlwasser benutzt 
worden ist.
12. nicht neutralisiertes Konden-
sat aus ölbefeuerten Brennwert-
Heizkesseln.
13. nicht neutralisiertes Konden-
sat aus gasbefeuerten Brenn-
wert-Heizkesseln mit einer 
Nennwertleistung über 200 kW.
14. nicht vorbehandeltes Abwas-
ser aus Fassadenreinigungen.
(3) Die Einleitungsbedingungen 
nach Abs. 2 Nr. 10 Satz 2 zweiter 
Spiegelstrich werden gegenüber 
den einzelnen Anschlusspflichti-
gen oder im Rahmen einer Son-
dervereinbarung festgelegt.
(4) Die Stadt kann in Einleitungs-
bedingungen die Einleitung von 
Abwasser der Menge nach be-
schränken, auf Grund seiner be-
sonderen Art ausschließen oder 
von besonderen Voraussetzun-
gen wie der Vorbehandlung oder 
der Speicherung durch Rückhal-
temaßnahmen auf dem eigenen 
Grundstück oder einer ander-
weitigen Ableitung abhängig 
machen, soweit dies zum Schutz 
des Betriebspersonals, der Ent-
wässerungseinrichtung, aus 
technischen oder wirtschaftli-
chen Gründen oder zur Erfüllung 
der für den Betrieb der Entwäs-
serungseinrichtung geltenden 
Vorschriften, insbesondere der 
Bedingungen und Auflagen des 
der Stadt erteilten wasserrechtli-
chen Bescheids, erforderlich ist.
(5) Die Stadt kann die Einlei-
tungsbedingungen nach Abs. 3 
und 4 neu festlegen, wenn die 
Einleitung von Abwasser in die 
Entwässerungseinrichtung nicht 
nur vorübergehend nach Art 
oder Menge wesentlich geän-
dert wird oder wenn sich die für 
den Betrieb der Entwässerungs-
einrichtung geltenden Gesetze 
oder Bescheide ändern. Die Stadt 
kann Fristen festlegen, innerhalb 
derer die zur Erfüllung der geän-
derten Anforderungen notwen-
digen Maßnahmen durchgeführt 
werden müssen.

(6) Die Stadt kann die Einlei-
tung von Stoffen im Sinn der 
Abs. 1 und 2 zulassen, wenn 
der Verpflichtete Vorkehrungen 
trifft, durch die die Stoffe ihre 
gefährdende oder schädigen-
de Wirkung verlieren oder der 
Betrieb der Entwässerungsein-
richtung nicht erschwert wird. 
In diesem Fall hat er der Stadt 
eine Beschreibung mit Plänen 
in doppelter Fertigung sowie 
entsprechende Nachweise und 
Gutachten vorzulegen.
(7) Leitet der Grundstückseigen-
tümer Kondensat aus ölbefeuer-
ten Brennwert-Heizkesseln oder 
aus gasbefeuerten Brennwert-
Heizkesseln mit einer Nenn-
wertleistung über 200 kW in die 
Entwässerungseinrichtung ein, 
ist er verpflichtet, das Kondensat 
zu neutralisieren und der Stadt 
über die Funktionsfähigkeit der 
Neutralisationsanlage jährlich 
eine Bescheinigung eines Be-
triebes nach § 2 Abs. 1 Satz 2 
Schornsteinfeger-Handwerksge-
setz oder eines geeigneten Fach-
betriebs vorzulegen.
(8) Besondere Vereinbarungen 
zwischen der Stadt und einem 
Verpflichteten, die das Einleiten 
von Stoffen im Sinn des Abs. 1 
durch entsprechende Vorkeh-
rungen an der Entwässerungs-
einrichtung ermöglichen, blei-
ben vorbehalten.
(9) Wenn Stoffe im Sinn des Abs. 
1 in eine Grundstücksentwässe-
rungsanlage oder in die Entwäs-
serungseinrichtung gelangen, ist 
dies der Stadt sofort anzuzeigen.
(10) Für die Beschaffenheit und 
Inhaltsstoffe nichthäuslicher Ab-
wässer sind die Grenzwerte der 
Anlage zu diesem Absatz einzu-
halten, soweit nicht nach der 
Abwasserverordnung (AbwV) in 
der jeweils gültigen Fassung an-
dere Grenzwerte vorgeschrieben 
sind. 
(11) Wird eine private Abwas-
servorbehandlungsanlage be-
trieben, gelten die Grenzwerte 
gemäß Abs. 10 unmittelbar am 
Ablauf dieser Anlage. Wird keine 
Abwasservorbehandlungsanlage 
betrieben, gelten die Grenzwer-
te an der Stelle, an der Abwasser 
anfällt. Sind mehrere Anfallstel-
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len in einem Betrieb vorhanden, 
so dürfen Abwässer gleichartiger 
Zusammensetzungen gemeinsam 
behandelt werden. Verschieden-
artige Abwässer sind getrennt 
zu behandeln und getrennt ab-
zuleiten. Eine Verdünnung oder 
Vermischung des Abwassers zur 
Einhaltung von Grenzwerten ist 
unzulässig.
§ 16 Abscheider
(1) Sofern mit dem Abwasser 
Leichtflüssigkeiten (z. B. Ben-
zin, Öle oder Fette) mit abge-
schwemmt werden können, ist 
das Abwasser über in die Grund-
stücksentwässerungsanlage ein-
gebaute Leichtflüssigkeits- bzw. 
Fettabscheider abzuleiten. Die 
Abscheider sind nach den allge-
mein anerkannten Regeln der 
Technik zu errichten, zu betrei-
ben und regelmäßig zu warten. 
Die Stadt kann den Nachweis der 
ordnungsgemäßen Eigenkont-
rolle, Wartung und Entleerung 
verlangen. Das Abscheidegut ist 
schadlos zu entsorgen. 
(2) Der Prüfbericht der Gene-
ralinspektion ist der Stadt vor 
Inbetriebnahme und sodann 
wiederkehrend alle fünf Jahre 
unaufgefordert vorzulegen.
(3) Abscheider deren Ruhe-Was-
serstand unterhalb der Rück-
stauebene liegt, sind über eine 
nachgeschaltete Abwasserhebe-
anlage rückstaufrei an den städ-
tischen Misch- oder Schmutzwas-
serkanal anzuschließen.
§ 17 Untersuchung des Abwas-
sers
(1) Die Stadt kann über die Art 
und Menge des eingeleiteten 
oder einzuleitenden Abwassers 
Aufschluss verlangen. Bevor 
erstmals Abwasser eingeleitet 
oder wenn Art oder Menge des 
eingeleiteten Abwassers geän-
dert werden, ist der Stadt auf 
Verlangen nachzuweisen, dass 
das Abwasser keine Stoffe ent-
hält, die unter das Verbot des § 
15 fallen.
(2) Die Stadt kann eingeleitetes 
Abwasser jederzeit, auch perio-
disch untersuchen lassen.
(3) Wird von einem Grundstück 
nichthäusliches und häusliches 
Abwasser eingeleitet, sind so vie-
le Abwassermengenmesseinrich-

tungen einzubauen, wie zur ge-
trennten Erfassung der Mengen 
nichthäuslichen und häuslichen 
Abwassers erforderlich sind.
§ 18 Haftung
(1) Die Stadt haftet unbeschadet 
Abs. 2 nicht für Schäden, die auf 
solchen Betriebsstörungen beru-
hen, die sich auch bei ordnungs-
gemäßer Planung, Ausführung 
und Unterhaltung der Entwässe-
rungseinrichtung nicht vermei-
den lassen. Satz 1 gilt insbeson-
dere auch für Schäden, die durch 
Rückstau hervorgerufen werden.
(2) Die Stadt haftet für Schäden, 
die sich aus der Benutzung der 
Entwässerungseinrichtung er-
geben, nur dann, wenn einer 
Person, deren sich die Stadt zur 
Erfüllung ihrer Verpflichtungen 
bedient, Vorsatz oder Fahrlässig-
keit zur Last fällt.
(3) Der Grundstückseigentümer 
und der Benutzer haben für die 
ordnungsgemäße Benutzung 
der Entwässerungseinrichtung 
einschließlich des Grundstücks-
anschlusses zu sorgen.
(4) Wer den Vorschriften die-
ser Satzung oder einer Sonder-
vereinbarung zuwiderhandelt, 
haftet der Stadt für alle ihr da-
durch entstehenden Schäden 
und Nachteile. Dasselbe gilt 
für Schäden und Nachteile, die 
durch den mangelhaften Zu-
stand der Grundstücksentwäs-
serungsanlage oder des Grund-
stücksanschlusses verursacht 
werden, soweit dieser nach § 8 
vom Grundstückseigentümer 
herzustellen, zu verbessern, 
zu erneuern, zu ändern und zu 
unterhalten sowie stillzulegen 
und zu beseitigen ist. Mehrere 
Verpflichtete haften als Gesamt-
schuldner.
§ 19 Grundstücksbenutzung
(1) Der Grundstückseigentümer 
hat das Anbringen und Verlegen 
der Entwässerungseinrichtung 
einschließlich Zubehör über sein 
im Einrichtungsgebiet liegen-
des Grundstück sowie sonstige 
Schutzmaßnahmen unentgelt-
lich zuzulassen, wenn und so-
weit diese Maßnahmen für die 
örtliche Abwasserbeseitigung 
erforderlich sind. Diese Pflicht 
betrifft nur Grundstücke, die an 

die Entwässerungseinrichtung 
angeschlossen oder anzuschlie-
ßen sind, die vom Eigentümer 
im wirtschaftlichen Zusammen-
hang mit einem angeschlossenen 
oder zum Anschluss vorgesehe-
nen Grundstück genutzt werden 
oder für die die Möglichkeit der 
örtlichen Abwasserbeseitigung 
sonst wirtschaftlich vorteilhaft 
ist. Die Verpflichtung entfällt, 
soweit die Inanspruchnahme der 
Grundstücke den Eigentümer in 
unzumutbarer Weise belasten 
oder über das notwendige Maß 
hinausgehen würde.
(2) Der Grundstückseigentü-
mer ist rechtzeitig über Art und 
Umfang der beabsichtigten In-
anspruchnahme seines Grund-
stücks zu benachrichtigen.
(3) Der Grundstückseigentümer 
kann die Verlegung der Einrich-
tung verlangen, wenn sie an der 
bisherigen Stelle für ihn nicht 
mehr zumutbar sind. Die Kosten 
der Verlegung hat die Stadt zu 
tragen, soweit die Einrichtung 
nicht ausschließlich der Entsor-
gung des Grundstücks dient.
(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten nicht 
für öffentliche Verkehrswege 
und Verkehrsflächen sowie für 
Grundstücke, die durch Plan-
feststellung für den Bau von öf-
fentlichen Verkehrswegen und 
Verkehrsflächen bestimmt sind.
§ 20 Betretungsrecht
(1) Der Grundstückseigentümer 
und der Benutzer des Grund-
stücks haben zu dulden, dass zur 
Überwachung ihrer satzungsmä-
ßigen und gesetzlichen Pflichten 
die mit dem Vollzug dieser Sat-
zung beauftragten Personen der 
Stadt zu angemessener Tageszeit 
Grundstücke, Gebäude, Anlagen, 
Einrichtungen, Wohnungen und 
Wohnräume im erforderlichen 
Umfang betreten; auf Verlangen 
haben sich diese Personen aus-
zuweisen. Ihnen ist ungehindert 
Zugang zu allen Anlagenteilen 
zu gewähren und sind die not-
wendigen Auskünfte zu erteilen. 
Die Inhaber der Wohnung, Ge-
schäfts- oder Betriebsräume sind 
grundsätzlich immer vorher von 
dem Betreten der Wohnung, Ge-
schäfts- oder Betriebsräume und 
über die beabsichtigten Maßnah-

men in Kenntnis zu setzen. Das 
gilt nicht für Probenahmen und 
Abwassermessungen.
(2) Nach anderen Rechtsvor-
schriften bestehende Betre-
tungs- und Überwachungsrechte 
bleiben unberührt.
§ 21 Ordnungswidrigkeiten
(1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 
der Gemeindeordnung kann mit 
Geldbuße belegt werden, wer 
vorsätzlich
1. eine der in § 10 Abs. 2, § 11 
Abs. 1, Abs. 2 Satz 2, Abs. 3, § 12 
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3, § 15 Abs. 
9, § 16 Abs. 1, Abs. 2, § 17 Abs. 1 
und Abs. 2 Sätze 2 und 3 sowie § 
20 Abs. 1 Satz 2 festgelegten oder 
hierauf gestützten Anzeige-, Aus-
kunfts-, Nachweis- oder Vorlage-
pflichten verletzt,
2. entgegen § 10 Abs. 6 vor Zu-
stimmung der Stadt mit der 
Herstellung oder Änderung der 
Grundstücksentwässerungsanla-
ge beginnt,
3. entgegen § 11 Abs. 3 Satz 2, § 
12 Abs. 1 Satz 1 eine unrichtige 
Bestätigung ausstellt oder entge-
gen § 11 Abs. 3 Satz 2, § 12 Abs. 1 
Satz 2 vorlegt,
4. die Leitungen ohne vorherige 
Zustimmung der Stadt verdeckt,
5. entgegen § 12 Abs. 1 Satz 1 die 
Grundstücksentwässerungsanla-
gen nicht innerhalb der vorgege-
benen Fristen überprüfen lässt,
6. entgegen den Vorschriften 
der §§ 14 und 15 Abwasser oder 
sonstige Stoffe in die Entwässe-
rungseinrichtung einleitet oder 
einbringt,
7. entgegen § 20 Abs. 1 Satz 2 den 
mit dem Vollzug dieser Satzung 
beauftragten Personen der Stadt 
nicht ungehindert Zugang zu al-
len Anlagenteilen gewährt.
(2) Nach anderen Rechtsvor-
schriften bestehende Ordnungs-
widrigkeitentatbestände bleiben 
unberührt.
§ 22 Anordnungen für den Ein-
zelfall; Zwangsmittel
(1) Die Stadt kann zur Erfüllung 
der nach dieser Satzung beste-
henden Verpflichtungen Anord-
nungen für den Einzelfall erlas-
sen.
(2) Für die Erzwingung der in 
dieser Satzung vorgeschriebe-
nen Handlungen, eines Duldens 
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oder Unterlassens gelten die 
Vorschriften des Bayerischen 
Verwaltungszustellungs- und 
Vollstreckungsgesetzes.
(3) Wird eine Verpflichtung zu 
einer vertretbaren Handlung 
nach oder auf Grund dieser Sat-
zung nicht oder nicht vollständig 
erfüllt, kann die Stadt die gefor-
derte Handlung auf Kosten des 
Verpflichteten vornehmen las-
sen. Das Recht zur Ersatzvornah-
me besteht nur, wenn die Stadt 
zur Erfüllung der Verpflichtung 
eine angemessene Frist gesetzt 
hat und innerhalb der Frist die 
Verpflichtung nicht erfüllt wird. 
Die der Stadt entstandenen Kos-
ten werden durch Bescheid gel-
tend gemacht. Mehrere Schuld-
ner haften als Gesamtschuldner.
§ 23 Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt am 1. Janu-
ar 2018 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung 
für die öffentliche Entwässe-
rungsanlage der Stadt Fürth 
(Entwässerungssatzung EWS) 
vom 8. Dezember 2005 (Stadt-
Zeitung Nummer 24 vom 21. De-
zember 2005) in der Fassung der 
Änderungssatzung vom 29. Ap-
ril 2010 (StadtZeitung Nummer 
9 vom 12. Mai 2010) außer Kraft.
(3) Anlagen im Sinn des § 12 Abs. 
1 Halbsatz 1, die bei Inkrafttre-
ten der Satzung bereits bestehen 
und bei denen nicht nachgewie-
sen wird, dass sie in den letzten 
15 Jahren vor Inkrafttreten der 
Satzung nach den zur Zeit der 
Prüfung geltenden Rechtsvor-
schriften geprüft wurden, sind 
spätestens fünf Jahre nach In-
krafttreten der Satzung zu prü-
fen.
Vorstehende Satzung wurde vom 
Stadtrat am 27. September 2017 
beschlossen. Sie wird hiermit 
ausgefertigt und bekannt ge-
macht.

Fürth, 10. November 2017, 
Stadt Fürth
Dr. Thomas Jung, Oberbürger-
meister

Anlage zu § 15 Abs. 3 der Ent-
wässerungssatzung
Grenzwerte für die Beschaffen-

heit und Inhaltsstoffe nichthäus-
licher Abwässer
1. Allgemeine Anforderungen
Temperatur maximal 35 C°
PH-Wert 6,5 bis 11,0 (sofern nicht 
in den Genehmigungsbedingun-
gen ein enger begrenzter pH-
Wert-Bereich festgelegt wurde)
Absetzbare Stoffe (gemessen 
nach einstündiger Absetzzeit) 
1,00 ml/l
Suspensa (aus der abgesetzten 
Probe) 50,00 mg/l
2. Anorganische Stoffe (gelöst 
und ungelöst) 
Arsen (As) 0,5 mg/l
Barium (Ba) 2,0 mg/l
Blei (Pb) 1,0 mg/l
Cadmium (Cd) 0,5 mg/l
Chrom gesamt (Cr) 2,0 mg/l
Chrom VI (CrO ) 0,5 mg/l
Cobalt (Co) 2,0 mg/l
Kupfer	  (Cu) 1,0 mg/l
Nickel (Ni) 1,0 mg/l
Quecksilber (Hg) 0,02 mg/l
Selen (Se) 0,5 mg/l
Silber (Ag) 2,0 mg/l
Zink (Zn) 2,0 mg/l
Zinn (Sn) 3,0 mg/l
Aluminium (Al) 10,0 mg/l
Ammonium und Ammoniak und 
solche Stoffe, die Ammonium / 
Ammoniak freisetzen (berechnet 
als N) 150,0 mg/l
Cyanid, leicht freisetzbar (CN) 
1,0 mg/l
Freies Chlor (CL ) 0,5 mg/l
Fluorid (F) 50,0 mg/l
Nitrit (NO) 20,0 mg/l
Sulfid (S) 5,0 mg/l
3. Organische Stoffe und Sum-
menparameter
Wasserdampfflüchtige halogen-
freie Phenole (Phenol-Index) 
100,0 mg/l
Kohlenwasserstoffe, aliphatisch 
20,0 mg/l
Schwerflüchtige lipophile Stof-
fe (zum Beispiel tierische oder 
pflanzliche Öle und Fette) 250,0 	
mg/l
BTX-Aromaten (Summe von Ben-
zol, Toluol und Xylolen) 10,0 mg/l
Halogenkohlenwasserstoffe, 
leichtflüchtig Summe 1,0 mg/l
Trichlorbenzole 0,05 mg/l
Polycyclische aromatische Koh-
lenwasserstoffe (PAK) 0,1 mg/l
Adsorbierbare Organisch 
gebundene Halogenver-
bindungen (AOX), berech-

net als Chlorid 1,0 mg/l

Beitrags-, Gebühren- und 
Kostensatzung zur Entwässe-
rungssatzung der Stadt Fürth 
(BGKS-EWS) vom 1. Januar 2018 
- Abgabesatzung
Die Stadt Fürth erlässt aufgrund 
der Art. 1, 2, 5, 8 und 9 des Kom-
munalabgabengesetzes (KAG) 
in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 4. April 1993 (BayRS 
2024-1-I; GVBl. S. 264), zuletzt 
geändert durch Gesetz zur Än-
derung des Kommunalabga-
bengesetzes (KAG) vom 8. März 
2016 (GVBl. S. 36), und aufgrund 
von Art. 20 des Bayerischen Kos-
tengesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Feb-
ruar 1998 (GVBl. S. 43), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 22. 
Juli 2014 (GVBl. S. 286), folgende 
Beitrags-, Gebühren- und Kos-
tensatzung (Abgabesatzung) zur 
Entwässerungssatzung:
§ 1 Beitragserhebung
Die Stadt Fürth erhebt zur De-
ckung ihres Aufwandes für die 
Herstellung der öffentlichen 
Entwässerungseinrichtung einen 
Beitrag.
§ 2 Beitragstatbestand
Der Beitrag wird für bebaute, 
bebaubare oder gewerblich ge-
nutzte oder gewerblich nutzbare 
sowie für solche Grundstücke er-
hoben, bei denen außer Nieder-
schlagswasser weiteres Abwas-
ser anfällt, oder bei denen die 
oberirdische Ableitung des Nie-
derschlagswassers ungenügend 
ist oder Missstände zur Folge hat, 
wenn
1. für sie nach § 4 EWS ein Recht 
zum Anschluss an die Entwässe-
rungseinrichtung besteht,
oder
2. sie an die Entwässerungsein-
richtung tatsächlich angeschlos-
sen sind und für sie nach bishe-
rigen Satzungen noch keine oder 
noch nicht die vollen satzungs-
mäßigen Kanalbeiträge entrich-
tet worden sind,
oder
3. sie aufgrund einer Sonderver-
einbarung nach § 7 EWS an die 
Entwässerungseinrichtung ange-
schlossen werden.

§ 3 Entstehen der Beitrags-
schuld
(1) Die Beitragsschuld entsteht 
mit Verwirklichung des Bei-
tragstatbestandes. Sofern sich 
die der früheren Beitragsbe-
rechnung zugrunde liegende 
beitragspflichtige Grundstücks-
fläche, Geschossfläche oder Ge-
schosszahl erhöht entsteht eine 
- zusätzliche - Beitragsschuld. 
Bei der Geschoßfläche tritt eine 
Erhöhung immer dann ein, wenn 
durch einen Neu- oder Erweite-
rungsbau oder durch eine Nut-
zungsänderung bei bisher bei-
tragsfreien Geschoßflächen nach 
Art. 5 Abs. 2 Satz 3 KAG weitere 
beitragspflichtige Geschoßflä-
chen hinzukommen.
(2) Ist der Beitragstatbestand vor 
dem Inkrafttreten dieser Satzung 
erfüllt, entsteht die Beitrags-
schuld erst mit Inkrafttreten 
dieser Satzung.
§ 4 Beitragsschuldner
(1) Beitragsschuldner ist, wer 
im Zeitpunkt des Entstehens der 
Beitragsschuld Eigentümer des 
Grundstücks oder Erbbaube-
rechtigter ist; mehrere Schuldner 
sind Gesamtschuldner. Mehrere 
Beitragspflichtige sind Gesamt-
schuldner; bei Wohnungs- und 
Teileigentum sind die einzelnen 
Wohnungs- und Teileigentümer 
nur entsprechend ihrem Mitei-
gentumsanteil beitragspflichtig.
(2) Der Beitrag ruht als öffent-
liche Last auf dem Grundstück, 
Erbbaurecht, dem Wohnungs- 
oder Teileigentum. Die öffentli-
che Last erlischt nicht, solange 
die persönliche Schuld besteht.
§ 5 Beitragsmaßstab
(1) Der Beitrag wird nach der 
Grundstücksfläche und der Ge-
schossfläche der vorhandenen 
Gebäude berechnet. 
In unbeplanten Gebieten wird 
die Grundstücksfläche bis zu ei-
ner Tiefe von 80 Metern, gemes-
sen von der der Erschließungs-
straße zugewandten Grenze des 
beitragspflichtigen Grundstücks 
berücksichtigt.
Bei mehrfach erschlossenen 
Grundstücken ist die Begrenzung 
auf alle Seiten zu beziehen, zu 
denen das Grundstück die Mög-
lichkeit des Anschlusses an die 
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öffentliche Entwässerungsein-
richtung hat. Reicht die Bebau-
ung über die Begrenzung nach 
den Sätzen 1 und 2 hinaus oder 
näher als zehn Meter an diese 
Begrenzung heran, so ist die Be-
grenzung zehn Meter hinter dem 
Ende der Bebauung anzusetzen.
(2) Die Geschossfläche ist nach 
den Außenmaßen der Gebäude 
in allen Geschossen zu ermitteln. 
Keller werden mit der vollen Flä-
che herangezogen. Dachgeschos-
se werden nur herangezogen, so-
weit sie ausgebaut sind.
Gebäude oder selbstständige Ge-
bäudeteile, die nach der Art ih-
rer Nutzung keinen Bedarf nach 
Anschluss an die Schmutzwas-
serableitung auslösen oder die 
nicht angeschlossen werden dür-
fen, werden nicht herangezogen; 
das gilt nicht für Gebäude oder 
Gebäudeteile, die tatsächlich 
an die Schmutzwasserableitung 
angeschlossen sind. Balkone, 
Loggien und Terrassen bleiben 
außer Ansatz, wenn und soweit 
sie über die Gebäudefluchtlinie 
hinausragen.
(3) Bei Grundstücken, für die 
eine gewerbliche Nutzung ohne 
Bebauung zulässig ist, sowie bei 
sonstigen unbebauten Grundstü-
cken wird als Geschossfläche ein 
Viertel der Grundstücksfläche in 
Ansatz gebracht. Grundstücke, 
bei denen die zulässige oder für 
die Beitragsbemessung maßgeb-
liche vorhandene Bebauung im 
Verhältnis zur gewerblichen Nut-
zung nur untergeordnete Bedeu-
tung hat, gelten als gewerblich 
genutzte unbebaute Grundstücke 
im Sinn des Satzes 1.
(4) Ein zusätzlicher Beitrag ent-
steht mit der nachträglichen 
Änderung der für die Beitrags-
bemessung maßgeblichen Um-
stände, soweit sich dadurch der 
Vorteil erhöht.
Eine Beitragspflicht entsteht ins-
besondere
- im Falle der Vergrößerung eines 
Grundstücks für die zusätzlichen 
Flächen, soweit für diese bisher 
noch keine Beiträge geleistet 
wurden,
- im Falle der Geschossflächen-
vergrößerung für die zusätzlich 
geschaffenen Geschossflächen,

- im Falle der Nutzungsände-
rung eines bisher beitragsfreien 
Gebäudes oder Gebäudeteils im 
Sinn des § 5 Abs. 2 Satz 4, soweit 
infolge der Nutzungsänderung 
die Voraussetzungen für die Bei-
tragsfreiheit entfallen.
(5) Wird ein unbebautes Grund-
stück, für das ein Beitrag nach 
Abs. 3 festgesetzt worden ist, 
später bebaut, so wird der Bei-
trag nach Abzug der nach Abs. 
3 berücksichtigten Geschossflä-
chen und den nach Abs. 1 Satz 2 
begrenzten Grundstücksflächen 
neu berechnet. Dieser Betrag ist 
nachzuentrichten.
§ 6 Beitragssatz
(1) Der Beitrag bemisst sich nach 
den in Anlage 1 aufgeführten Be-
zugsgrößen und Werten für
a) Grundstückflächen nach Qua-
dratmeter
b) Geschossflächen nach Quad-
ratmeter
(2) Für Grundstücke, von denen 
kein Niederschlagswasser ein-
geleitet werden darf, wird der 
Grundstücksflächenbeitrag nicht 
erhoben. Fällt diese Beschrän-
kung weg, wird der Grundstücks-
flächenbeitrag nacherhoben. 
Eine Rückerstattung von nach 
Inkrafttreten dieser Satzung 
bezahlten Beiträge für Grund-
stücksflächen erfolgt im Wege 
der Aufrechnung mit den Ge-
schossflächenbeiträgen.
Grundflächenbeiträge, die auf-
grund früherer Satzungen er-
hoben wurden, werden nicht 
zurückerstattet.
§ 7 Fälligkeit
Der Beitrag wird einen Monat 
nach Bekanntgabe des Beitrags-
bescheides fällig.
§ 8 Ablösung des Beitrags
Der Beitrag kann vor dem Ent-
stehen der Beitragspflicht auf 
Antrag abgelöst werden. Der Ab-
lösungsbetrag richtet sich nach 
der voraussichtlichen Höhe des 
Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf 
Ablösung besteht nicht.
§ 9 Nachberechnung, Über-
gangsregelung
(1) Zusätzlich zu den Fällen des § 
5 Abs. 4 und 5 findet eine Nach-
berechnung des Beitrages statt:
1. Bei Grundstücken
a) die bislang nur durch einen Re-

genwasserkanal erschlossen wa-
ren, wenn die Möglichkeit zum 
Anschluss an einen Schmutzwas-
serkanal oder Mischwasserkanal 
erfolgt,
b) die bislang nur durch einen 
Schmutzwasserkanal erschlos-
sen waren, wenn der Anschluss 
an einen Regenwasserkanal oder 
Mischwasserkanal erfolgt und 
nach früherem Satzungsrecht 
keine oder ermäßigte Beiträge 
oder Anschlussbeiträge erhoben 
worden sind.
2. Bei Wegfall einer vor dem 1. 
Januar 1977 gewährten Befrei-
ung vom Anschlusszwang an den 
Regenwasserkanal, sofern nach 
altem Satzungsrecht ermäßigte 
oder keine Anschlussbeiträge 
eingehoben wurden.
(2) Nacherhoben wird die Ermä-
ßigung. 
Soweit in den Fällen des Abs. 
1 Ziff. 1 Grundstücks- oder Ge-
schossflächen außer Ansatz 
blieben, werden diese Flächen 
zusätzlich nach den Sätzen des 
§ 6 nachberechnet.
(3) Wurde ein Grundstück durch 
einen Privatkanal in stadtei-
genen Straßen oder Wegen an 
die städtische Entwässerungs-
einrichtung angeschlossen und 
wurde hierfür nach altem Sat-
zungsrecht nur 75 Prozent des 
Geschossflächenbeitrags fällig, 
wird der restliche Beitrag fällig, 
wenn die Stadt Fürth den Privat-
kanal übernimmt oder einen öf-
fentlichen Kanal errichtet. 
§ 10 Erstattung des Aufwands 
für Grundstücksanschlüsse
Der Aufwand für die Herstellung, 
Anschaffung, Verbesserung, Er-
neuerung, Veränderung und Be-
seitigung sowie für die Unterhal-
tung der Grundstücksanschlüsse 
im Sinne des § 3 EWS ist in der 
jeweils tatsächlichen Höhe zu 
erstatten.
Der Erstattungsanspruch ent-
steht mit Abschluss der jeweili-
gen Maßnahme. Schuldner ist, 
wer im Zeitpunkt des Entstehens 
des Erstattungsanspruchs Ei-
gentümer des Grundstücks oder 
Erbbauberechtigter ist; mehrere 
Schuldner sind Gesamtschuld-
ner. 
§ 7 gilt entsprechend.

§ 11 Gebührenerhebung
Die Stadt Fürth erhebt für die Be-
nutzung der Entwässerungsein-
richtung Einleitungsgebühren 
für Schmutzwasser und Nieder-
schlagswasser.
§ 12 Schmutzwassergebühr
(1) Die Schmutzwassergebühr 
wird nach Maßgabe der nachfol-
genden Absätze nach der Menge 
des Schmutzwassers berechnet, 
die der Entwässerungseinrich-
tung von den angeschlossenen 
Grundstücken zugeführt wird.
(2) Als Schmutzwassermenge 
gelten die dem Grundstück aus 
der öffentlichen und nichtöf-
fentlichen Wasserversorgungs-
einrichtung, aus der Eigen-
gewinnungsanlage und den 
sonstigen Anlagen und Maß-
nahmen zugeführten Wasser-
mengen (Rohrnetzspülwasser, 
Grundwassersanierungen oder 
Heizungskondensaten) abzüg-
lich der nachweislich auf dem 
Grundstück verbrauchten oder 
zurückgehaltenen Wassermen-
gen, soweit der Abzug nicht nach 
Abs. 8 ausgeschlossen ist.
(3) Die Wassermengen werden 
durch geeichte Wasserzähler 
ermittelt. Sie sind von der Stadt 
Fürth zu schätzen, wenn
1. ein Wasserzähler nicht vor-
handen ist, oder
2. der Zutritt zum Wasserzähler 
oder dessen Ablesung nicht er-
möglicht wird, oder
3. sich konkrete Anhaltspunkte 
dafür ergeben, dass ein Wasser-
zähler den wirklichen Wasser-
verbrauch nicht angibt.
(4) Werden die Wassermengen 
aus der Eigengewinnungsanla-
ge nicht vollständig über Was-
serzähler erfasst, ist die Stadt 
Fürth berechtigt, diesen Anteil 
zu schätzen. Die Schätzung soll 
nach billigem Ermessen unter 
Berücksichtigung der durch-
schnittlichen Zuführungsmenge 
aus Brauchwasseranlagen je Ein-
wohner und Jahr erfolgen.
(5) Werden die sonst zugeführten 
Wassermengen nicht vollständig 
über Wasserzähler erfasst, hat 
der Gebührenpflichtige laufend 
Aufzeichnungen nach einem 
bei der Stadt Fürth erhältlichen 
Formblatt zu führen und nach 
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Beendigung der Einleitung un-
verzüglich der Stadt Fürth vor-
zulegen.
(6) Es steht dem Gebührenpflich-
tigen frei, den Nachweis eines 
niedrigeren Wasserverbrauchs 
zu führen; Abs. 4 Satz 3 gilt ent-
sprechend.
(7) Auf schriftlichen Antrag 
bleibt das aus den Wasserver-
sorgungseinrichtungen und 
den sonst zugeführten Wasser-
mengen bei der Berechnung der 
Schmutzwassergebühr außer 
Ansatz, wenn es nachweislich 
nicht in die öffentliche Entwäs-
serungseinrichtung eingeleitet 
wurde. Der Nachweis der ver-
brauchten und der zurückge-
haltenen Wassermengen obliegt 
dem Gebührenpflichtigen. Er ist 
grundsätzlich durch geeichte 
Wasserzähler zu führen, die der 
Gebührenpflichtige auf eigene 
Kosten fest zu installieren hat.
Die Zählernummer, der Ablauf 
der Eichfrist und der Stand des 
Zählers zum Zeitpunkt des Ein-
baus sind der Stadt Fürth unver-
züglich schriftlich mitzuteilen. 
Der Zählerstand ist jährlich zum 
Stichtag 31. Dezember bis spätes-
tens 15. Februar des Folgejahres 
mitzuteilen. Bei Gewerbe- und 
Industriebetrieben, die Wasser 
im Produktionsprozess verbrau-
chen, kann der Nachweis auch 
durch Fachgutachten einer neu-
tralen Stelle geführt werden.
Der Nachweis der auf dem 
Grundstück verbrauchten oder 
zurückbehaltenen Wassermen-
gen ist bis zum Ablauf der Wi-
derspruchsfrist möglich.
(8) Vom Abzug nach Abs. 3 sind 
ausgeschlossen.
a) das hauswirtschaftlich genutz-
te Wasser und
b) das zur Speisung von Hei-
zungsanlagen verbrauchte Was-
ser.
§ 13 Niederschlagswasserge-
bühr
(1) Die Niederschlagswasser-
gebühr bemisst sich nach den 
überbauten und den befestigten 
Flächen des Grundstücks, von 
denen aus Niederschlagswasser 
in die Entwässerungseinrichtung 
eingeleitet wird oder abfließt.
(2) Als befestigt im Sinn des Abs. 

1 gilt jeder Teil der Grundstücks-
fläche, dessen Oberfläche so be-
schaffen ist, dass Niederschlags-
wasser vom Boden nicht oder 
nur unwesentlich aufgenommen 
werden kann, das heißt insbe-
sondere Betondecken, bitumi-
nöse Decken, Pflasterungen und 
Plattenbeläge.
(3) Überbaute und befestigte Flä-
chen bleiben unberücksichtigt, 
wenn dort anfallendes Nieder-
schlagswasser von der öffentli-
chen Entwässerungseinrichtung 
ferngehalten wird und zum Bei-
spiel über Versickerung oder Ein-
leitung in ein Oberflächengewäs-
ser eine andere Vorflut erhält.
Wenn ein Überlauf in die öffent-
liche Entwässerungseinrichtung 
besteht, werden die Flächen voll-
ständig herangezogen.
(4) Für Niederschlagswasser, 
das im Rahmen einer Eigen-
gewinnungsanlage gesammelt 
und nach seinem Gebrauch in 
die Entwässerungseinrichtung 
eingeleitet wird (Brauchwasser), 
gilt § 12 Abs. 3. 
Das als Brauchwasser in die 
Entwässerungseinrichtung ein-
geleitete Niederschlagswasser 
mindert - sofern hierfür eine Nie-
derschlagswassergebühr festge-
setzt worden ist - diese entspre-
chend der festgestellten Menge 
nach Satz 4 dieses Absatzes bis 
maximal auf einen Wert von 0,00 
Euro. Für das als Brauchwasser 
verwendete Niederschlagswas-
ser entsteht die Schmutzwasser-
gebühr nach § 12.
Hat der zur Sammlung von 
Niederschlagswasser benutzte 
Behälter zur Entlastung einen 
Überlauf in die öffentliche Ent-
wässerungseinrichtung, wird 
von der den Behälter speisen-
den Grundstückfläche der An-
teil abgezogen, der sich aus der 
Division der Brauchwassermen-
ge durch den Faktor 0,4 Kubik-
meter je Quadratmeter ergibt. 
Der Faktor 0,4 Kubikmeter je 
Quadratmeter entspricht dabei 
dem abflusswirksamen Teil der 
durchschnittlichen jährlichen 
Gesamtniederschlagsmenge.
(5) Der Gebührenschuldner hat 
der Stadt Fürth nach Aufforde-
rung innerhalb eines Monats 

eine Aufstellung der für die Be-
rechnung der Gebühr nach den 
Abs. 1 bis 4 maßgeblichen Flä-
chen einzureichen. Der Aufstel-
lung ist ein Lageplan (Maßstab 
1:500 oder 1:1.000) mit entspre-
chender Kennzeichnung der 
Flächen beizulegen. Maßgebend 
sind die Verhältnisse am ersten 
Tag des Veranlagungszeitraums.
Änderungen der der Gebühren-
berechnung zugrunde liegenden 
Flächen hat der Gebührenschuld-
ner auch ohne Aufforderung bin-
nen eines Monats nach Eintritt 
der Änderung der Stadt Fürth 
mitzuteilen. 
Die Berücksichtigung bemisst 
sich nach § 17 Abs. 2 Satz 3.
(6) Kommt der Gebührenschuld-
ner seinen Pflichten nach Absatz 
5 nicht fristgerecht oder unvoll-
ständig nach, so kann die Stadt 
Fürth die maßgeblichen Flächen 
schätzen.
§ 14 Grundwasserkostensatz
(1) Als Grundwasser gilt Grund-, 
Quell- oder Sickerwasser, sowie 
Wasser aus Bauwasserhaltungen 
oder Grundwassersanierungen.
(2) Grundwasser darf nur nach 
schriftlicher erteilter Genehmi-
gung durch die Stadt Fürth und 
bei berechtigtem Interesse auf 
Antrag eingeleitet werden. Das 
berechtigte Interesse ist gemäß 
§ 15 Abs.2 Nr.6 EWS vom Antrag-
steller nachzuweisen.
(3) Bei Genehmigungen, die 
nach dem 1. Januar 2018 er-
teilt werden, sind die eingelei-
teten Mengen grundsätzlich 
durch geeignete und geeichte 
Zähleinrichtungen zu erfassen. 
Bei mittels Drainagen der Ent-
wässerungseinrichtung zuge-
führtem Grundwasser, bei dem 
eine Erfassung mittels Zähl- 
einrichtungen aus technischen 
Gründen nicht möglich ist, er-
folgt die Berechnung über den 
Flächenmaßstab der entwässer-
ten Fläche. Der technische Nach-
weis ist vom Antragsteller zu er-
bringen. Als entwässerte Fläche 
gilt die Grundstücksfläche. Dem 
Antragsteller obliegt es, als ent-
wässerte Fläche eine geringere 
Fläche als die Grundstücksfläche 
nachzuweisen. Über die Grund-
wassereinleitung ist eine Sonder-

vereinbarung abzuschließen.
(4) Der Kostensatz für Grund-
wassereinleitungen bestimmt 
sich nach den in Anlage 2 Nr. 11 
aufgeführten Bezugsgrößen und 
Werten. 
§ 15 Gebührenhöhe
Die Gebühr bemisst sich nach 
den in Anlage 1 aufgeführten 
Bezugsgrößen und Werten für
(1) Schmutzwasser nach Kubik-
meter nach § 12
(2) Niederschlagswasser nach 
Quadratmeter gem. § 13
(3) Für stark verschmutzte Ab-
wässer nach §§ 16 und 17 ist ein 
Starkverschmutzungszuschlag 
zu erheben.
§ 16 Gebührenzuschläge
Für industrielle und gewerbliche 
Abwässer, deren chemische Sau-
erstoffbedarfswerte (CSB-Werte) 
höher sind als 1000 mg/l und de-
ren eingeleitete CSB-Fracht zehn 
Tonnen pro Jahr übersteigt, wird 
unbeschadet der §§ 11 bis 15 ein 
Gebührenzuschlag (Starkver-
schmutzungszuschlag) nach fol-
gender Formel erhoben:
	 WM * ( x – FreiCSB )
Z = ---------------------* WCSB* KCSB
	    1000
Die einzelnen Buchstaben der 
Formel haben folgende Bedeu-
tung: 
Z = Zuschlagsgebühr in Euro
WM = Starkverschmutzte Jahres-
wassermengen in Kubikmeter
x = gemessene mittlere CSB-Kon-
zentration des Abwassers des 
Starkverschmutzers in mg/l
FreiCSB = CSB-Konzentrations-
freigrenze des Abwassers des 
Starkverschmutzers
WCSB = CSB-Wirkungsgrad der 
Kläranlage von 93 Prozent
KCSB = spezifische CSB-Abbau-
kosten je Kilogramm, ermittelt 
aus der letzten vorliegenden 
Betriebsabrechnung, wobei 
die Kosten für die biologische 
Abwasserreinigung und die 
Schlammbehandlung voll in An-
satz gebracht wurden.
Die für die Berechnung des Zu-
schlages maßgeblichen Faktoren 
CSB-Konzentrationsfreigrenze, 
CSB-Wirkungsgrad und spezifi-
sche CSB-Abbaukosten bestim-
men sich nach den in Anlage 1 
aufgeführten Werten. 
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§ 17 Ermittlung des Starkver-
schmutzungszuschlages
(1) Zur Ermittlung des Starkver-
schmutzungszuschlages werden 
von der Stadt Fürth aus dem Pro-
beentnahmeschacht bis zu sechs 
Stichproben pro Jahr entnom-
men und untersucht.
(2) Bei Grundstücken mit mehre-
ren Anschlusskanälen und Pro-
beentnahmeschächten werden 
die Stichproben jeweils gleich-
zeitig entnommen; Absatz 1 gilt 
entsprechend. In diesen Fällen 
errechnet sich der mittlere CSB-
Wert aus den CSB-Frachten der 
Teilströme. Die Teilströme wer-
den durch Abwassermengen-
messgeräte, die vom Gebühren-
schuldner auf seine Kosten in die 
Probeentnahmeschächte einzu-
bauen sind, gemessen. Sollte dies 
im Einzelfall nicht möglich sein, 
werden die Teilströme von der 
Stadt Fürth nach Anhörung des 
Gebührenschuldners geschätzt. 
Grundstücksanschlüsse, die aus-
schließlich der Ableitung von 
häuslichem Abwasser dienen, 
werden bei der Berechnung des 
Starkverschmutzungszuschlages 
nicht berücksichtigt.
(3) Die für den Starkverschmut-
zungszuschlag maßgebenden 
CSB-Werte werden aus der ho-
mogenisierten Abwasserprobe 
im chemischen Labor der Stadt 
Fürth - Stadtentwässerung Fürth 
(StEF), in mg/l Sauerstoff gemes-
sen.
(4) Dem Starkverschmutzungs-
zuschlag wird das arithmetische 
Mittel der nach Absatz 1, Absatz 
2 Satz 2 und Absatz 3 ermittelten 
CSB-Werte zugrunde gelegt.
(5) Die Stichprobeentnahmen 
erfolgen zu unterschiedlichen 
Zeiten, die von der Stadt Fürth 
festgelegt werden.
(6) Der Gebührenschuldner kann 
Parallelproben entnehmen und 
diese unverzüglich auf seine 
Kosten durch anerkannte Sach-
verständige untersuchen lassen.
(7) Der Gebührenschuldner kann 
mehr als sechs Stichproben pro 
Jahr oder den Einsatz eines 
Dauerprobenehmers beantra-
gen. Diese zusätzlichen Unter-
suchungen werden bei der Mit-
telwertbildung gemäß Absatz 4 

berücksichtigt. Die Kosten für die 
zusätzlichen Probeentnahmen, 
den Einsatz eines Dauerprobe-
nehmers und die chemischen 
Untersuchungen hat der Antrag-
steller zu tragen. Die Kosten der 
chemischen Untersuchungen 
werden nach der Anlage 2 3 - Un-
tersuchungsgebührenverzeich-
nis - berechnet.
§ 18 Entstehen der Gebühren-
schuld
(1) Die Schmutzwassergebühr 
entsteht mit jeder Einleitung von 
Abwasser in die Entwässerungs-
einrichtung.
(2) Die Niederschlagswasserge-
bühr entsteht erstmals mit dem 
Monat, der auf den Zeitpunkt 
der betriebsfertigen Herstellung 
des Anschlusses folgt. Der Monat 
wird im erstmals ergehenden Be-
scheid bestimmt. 
Im Übrigen entsteht die Nieder-
schlagswassergebühr mit dem 
Beginn eines jeden Tages in Höhe 
des Anteils eines Tages an der 
Jahresgebührenschuld bezogen 
auf 365 Tage neu.
§ 19 Gebührenschuldner
(1) Gebührenschuldner ist, wer 
im Zeitpunkt des Entstehens der 
Gebührenschuld Eigentümer des 
Grundstücks oder ähnlich zur 
Nutzung des Grundstücks ding-
lich berechtigt ist.
(2) Gebührenschuldner ist auch 
der Inhaber eines auf dem 
Grundstück befindlichen Be-
triebs oder wer außerhalb einer 
Grundstücksentwässerungsein-
richtung der städtischen Entwäs-
serungseinrichtung Abwasser 
zuführt.
(3) Mehrere Gebührenschuldner 
sind Gesamtschuldner.
(4) Die Gebührenschuld gemäß 
der §§ 11 bis 17 ruht auf dem 
Grundstück, Erbbaurecht, Woh-
nungs- oder Teileigentum als öf-
fentliche Last (Art. 8 Abs. 8 i. V. 
m. Art. 5 Abs. 7 KAG).
§ 20 Abrechnung, Fälligkeit, Vo-
rauszahlung
(1) Die Einleitung wird jährlich 
abgerechnet. Gebühren werden 
einen Monat nach Bekanntgabe 
des Gebührenbescheides fällig.
(2) Auf die Gebührenschuld sind 
zum 15. Februar, 15. Mai, 15. 
August und 15. November jedes 

Jahres Vorauszahlungen in Höhe 
eines Viertels des Jahresver-
brauchs der Jahresabrechnung 
des Vorjahres zu leisten. Fehlt 
eine solche Vorjahresabrech-
nung, so setzt die Stadt Fürth die 
Höhe der Vorauszahlungen unter 
Schätzung des Jahresgesamtver-
brauchs fest.
§ 21 Pflichten der Beitrags- und 
Gebührenschuldner
Die Beitrags- und Gebühren-
schuldner sind verpflichtet, der 
Stadt Fürth für die Höhe der Ab-
gabe maßgebliche Veränderun-
gen unverzüglich zu melden und 
über den Umfang dieser Verän-
derungen – auf Verlangen auch 
unter Vorlage entsprechender 
Unterlagen – Auskunft zu ertei-
len.
§ 22 Amtshandlungsgebühren
(1) Die Stadt Fürth erhebt für 
Amtshandlungen auf Grund die-
ser Satzung und der Satzung für 
die öffentliche Entwässerungs-
einrichtung der Stadt Fürth (Ent-
wässerungssatzung – EWS) Kos-
ten (Gebühren und Auslagen).
(2) Die Höhe der Gebühren be-
misst sich nach Anlage 2 – Kos-
tenverzeichnis zu dieser Sat-
zung. Für Amtshandlungen, die 
nicht in Anlage 2 enthalten sind, 
wird eine Gebühr erhoben, die 
nach in Anlage 2 bewerteten ver-
gleichbaren Amtshandlungen be-
messen ist. Fehlt eine vergleich-
bare Amtshandlung, so wird eine 
Gebühr bis fünfundzwanzigtau-
send Euro (25 000 Euro) erhoben.
(3) Die Stadt Fürth kann von der 
Erhebung von Amtshandlungs-
gebühren absehen wenn dies 
im Einzelfall unverhältnismäßig 
wäre. Sie soll von der Erhebung 
absehen, wenn zum ersten Mal 
eine Anordnung ergeht, zu der 
der Adressat keine Veranlassung 
gegeben hat.
(4) Bei Ablehnung eines Antrags 
kann die für die beantragte 
Amtshandlung festzusetzende 
Gebühr bis auf ein Zehntel er-
mäßigt werden. Erfordert die 
Ablehnung der Amtshandlung 
einen unverhältnismäßig ho-
hen Verwaltungsaufwand, kann 
die Gebühr bis zum doppelten 
Betrag der für die beantragte 
Amtshandlung festzusetzenden 

Gebühr erhöht werden.
(5) Wird ein Antrag zurückge-
nommen oder erledigt er sich 
auf andere Weise, bevor die 
Amtshandlung beendet ist, ist 
eine Gebühr von einem Zehntel 
bis zu drei Viertel der für die be-
antragte Amtshandlung festzu-
setzenden Gebühr je nach dem 
Fortgang der Sachbehandlung 
und die Auslagen zu erheben. 
Die Mindestgebühr beträgt fünf-
undzwanzig Euro, höchstens je-
doch die für die Amtshandlung 
vorgesehene Gebühr.
§ 23 Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt am 1. Janu-
ar 2018 in Kraft
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung 
vom 1. Januar 2006 außer Kraft.
Vorstehende Satzung wurde vom 
Stadtrat am 27. September 2017 
beschlossen. Sie wird hiermit 
ausgefertigt und bekannt ge-
macht.

Fürth, 10. November 2017, 
STADT FÜRTH

Dr. Thomas Jung, Oberbürger-
meister

Anlage 1 Beitrags- und Gebüh-
renwerte
(1) Beiträge nach §§ 1 bis 10 der 
Beitrags- und Gebührensatzung:
a) Beitrag je Quadratmeter 
Grundstücksfläche 2,00 Euro
b) Beitrag je Quadratmeter Ge-
schossfläche 5,95 Euro
(2) Gebühren nach §§ 11 bis 16 
der Beitrags- und Gebührensat-
zung:
a) Gebühr Schmutzwasser je Ku-
bikmeter 1,80 Euro
b) Gebühr Niederschlagswasser 
je Quadratmeter 0,59 Euro
(3) Werte/Faktoren für die Be-
stimmung des Starkverschmutz-
erzuschlages
a) CSB-Konzentrationsfreigrenze 
(FreiCSB) 1000 mg/l
b) CSB-Wirkungsgrad (WCSB) 
94,7 Prozent
c) spezifische CSB-Abbaukosten 
je Kilogramm (KCSB) 0,32 Euro
Anlage 2 Kostenverzeichnis
1. Antrag auf Anschluss- und Be-
nutzungsgenehmigung oder Aus-
nahmegenehmigung: 1 ‰ der 
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geschätzten Baukosten mindes-
tens 100 Euro; In den Baukosten 
sind die Kosten für die Grund-
stücksentwässerungseinrichtung 
enthalten
2. Änderungen von genehmigten 
Anträgen nach Punkt 1 50 Pro-
zent der Gebühr nach Anlage 
2, Nr. 1, mindestens jedoch 100 
Euro
3. Anordnung zur Erfüllung ei-
ner satzungsmäßigen Verpflich-
tung 	 25 bis 750 Euro
4. Befreiung vom Anschluss- und 
Benutzungszwang 50 bis 500 
Euro
5. Erteilung einer Kanalaus-
kunft 	 40 bis 750 Euro
6. Bearbeitung eines Antrags auf 
Vorbescheid 100 Euro
7. Nachträgliche Auflagen, Rück-
nahme bzw. Widerruf einer Ge-
nehmigung 25 bis 750 Euro
8. Verlängerung einer Frist, deren 
Ablauf einen neuen Antrag auf 
Erteilung einer gebührenpflich-
tigen Genehmigung, Erlaubnis 
oder Bewilligung erforderlich 
machen würde: 20 Prozent der 
für die Genehmigung Erlaubnis 
oder Bewilligung vorgesehenen 
Gebühr, mindestens 25 Euro
9. Fristverlängerung in anderen 
Fällen 25 bis 750 Euro
10. unbesetzt -----
11. Grundwasserkostensatz nach 
§ 14 der Beitrags- und Gebühren-
satzung
a) Kostensatz je Kubikmeter
1. für die ersten 3000 Kubikme-
ter im Abrechnungsjahr je Ku-
bikmeter 1,00 Euro
2. für jeden weiteren Kubikmeter 
im Abrechnungsjahr 0,59 Euro
b) Kostensatz je Quadratmeter 
Ansatzfläche und Jahr 0,59 Euro
Anlage 3 Untersuchungsge-
bührenverzeichnis zu § 16 der 
Beitrags-, Gebühren- und Kos-
tensatzung zur Entwässerungs-
satzung der Stadt Fürth
(1) Pro Untersuchung von Ab-
wasser- oder Schlammproben 
werden folgende Gebührensätze 
berechnet:
Nr. Bezeichnung Euro
1. Abdampfrückstand 20,00
2. Abfiltrierbare Stoffe (Suspen-
sa) 20,00
3. Absetzbare Stoffe (Volumen) 
15,00

4. Adsorbierbare org. Halogen-
verbindungen (AOX) 75,00
5. Ammonium 25,00
6. Basekapazität/Säurekapazität 
17,50
7. Biochemischer Sauerstoffbe-
darf (BSB5) 30,00
8. BTX-Aromaten 60,00
9. Chemischer Sauerstoffbedarf 
(CSB) 15,00
10. Chlor, frei oder gesamt 25,00
11. Chlorid 25,00
12. Elektrische Leitfähigkeit 
10,00
13. Geruch; Trübung; Farbe 10,00
14. Glühverlust 20,00
15. Härte 25,00
16. Stickstoff, gesamt 30,00
17. Kohlenstoff, organisch 40,00
18. Kohlenwasserstoffe 60,00
19. Leichtflüssige Halogenkoh-
lenwasserstoffe (LHKW) 60,00
20. Metalle/Metalloide, gelöst 
(mit AAS/ICP), je Element 35,00
21. Nitrat 25,00
22. Nitrit 20,00
23. Phosphat, gesamt 35,00
24. Phosphat, ortho 20,00
25. ph-Wert 10,00
26. Qualitativer Nachweis je Stoff 
10,00
27. Sauerstoffgehalt 15,00
28. Schwerflüchtige lipophile 
Stoffe 50,00
29. Sulfat 25,00
30. Sulfid 40,00
31. Temperaturmessung 5,00
32. Trockensubstanzbestimmung 
12,50
33. Polycyclische aromatische 
Kohlenwasserstoffe 60,00
(2) Erfordert eine Untersuchung 
einen über das übliche Maß hi-
nausgehenden Arbeitsaufwand, 
so kann der Gebührensatz von 
Nummer 1 bis 33 um bis zu 100 
von Hundert erhöht werden.
Die nicht in diesem Verzeichnis 
erfassten Leistungen (Sonder-
untersuchungen) werden nach 
Stundenaufwand berechnet. 
Dieser beträgt je angefangene 
Stunde 45 Euro.

Sperrzeit in der Silvesternacht
Die Sperrzeit für Schank- und 
Speisewirtschaften sowie für öf-
fentliche Vergnügungsstätten ist 
gemäß § 7 der Gaststättenverord-
nung in der Nacht zum 1. Januar 

aufgehoben.

Fürth, 14. November 2017, 
STADT FÜRTH, Referat III
Mathias Kreitinger, berufsmä-
ßiger Stadtrat

Öffentliche Bekanntmachung 
einer Baugenehmigung gemäß 
Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayeri-
schen Bauordnung (BayBO)
Vorhaben: Anbau an ein Einfa-
milienhaus
Grundstück: Boenerstraße 26, 
Gemarkung Ronhof, Flur-Num-
mer 283/173
Antragsteller: Sonja und Alex-
ander Wiener, Boenerstraße 26, 
90765 Fürth
Baugenehmigung nach Art. 68 
BayBO
Wir haben Ihren Antrag geprüft 
und erteilen gemäß Art. 68 der 
Bayerischen Bauordnung (Bay-
BO) die Baugenehmigung für 
oben genanntes Bauvorhaben.
Die Realisierung des Vorhabens 
verletzt bei objektiver Beurtei-
lung weder das Gebot nachbar-
licher Rücksichtnahme, noch 
beeinträchtigt es das grundge-
setzlich geschützte Eigentums-
recht der Nachbarn. 
Die nach Art. 6 BayBO einzuhal-
tenden Abstandsflächen werden 
im „Vereinfachten Baugenehmi-
gungsverfahren“ nicht geprüft; 
die Verantwortung hierzu hat 
der Bauherr mit seinem beauf-
tragten Entwurfsverfasser.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann in-
nerhalb eines Monats nach sei-
ner Bekanntgabe Klage bei dem 
Bayerischen Verwaltungsge-
richt Ansbach, 91522 Ansbach, 
erhoben werden. Dafür stehen 
folgende Möglichkeiten zur Ver-
fügung:
a. Schriftlich oder zur Nieder-
schrift
Die Klage kann schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle 
erhoben werden. Die Anschrift 
lautet: Bayerisches Verwaltungs-
gericht Ansbach, Postfachan-
schrift: Postfach 616, 91511 Ans-
bach, Hausanschrift: Promenade 
24-28, 91522 Ansbach.

b. Elektronisch
Die Klage kann beim Bayeri-
schen Verwaltungsgericht Ans-
bach auch elektronisch nach 
Maßgabe der der Internetprä-
senz der Verwaltungsgerichts-
barkeit (www.vgh.bayern.de) 
zu entnehmenden Bedingun-
gen erhoben werden. Dafür 
steht folgende Möglichkeit zur 
Verfügung: Übermittlung eines 
elektronischen Dokuments mit 
qualifizierter elektronischer Si-
gnatur an die EGVP-Adresse des 
Gerichts.
Die Klage muss den Kläger, die 
Beklagte (STADT FÜRTH) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die 
zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen 
angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsät-
zen sollen bei schriftlicher Ein-
reichung oder Einreichung zur 
Niederschrift Abschriften für 
die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden.
Hinweis zum Klageverfahren
Eine Klage eines Dritten (Nach-
bar) gegen diesen Bescheid hat 
keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212a Abs. 1 Baugesetzbuch 
– BauGB). Möglich ist ein An-
trag zum Verwaltungsgericht 
Ansbach, die aufschiebende 
Wirkung der Klage wiederher-
zustellen (§§ 80a i.V.m. 80 Abs. 
5 Verwaltungsgerichtsordnung 
– VwGO).
Hinweis zur Rechtsbehelfsbe-
lehrung
Es besteht keine Möglichkeit, 
gegen diesen Bescheid Wider-
spruch einzulegen. Die Einle-
gung eines Rechtsbehelfs per 
einfacher E-Mail ist nicht zuge-
lassen und entfaltet keine recht-
lichen Wirkungen! Kraft Bundes-
rechts wird in Prozessverfahren 
vor den Verwaltungsgerichten 
infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig.
Allgemeiner Hinweis:
Die Rechtsmittelfrist beginnt mit 
dem Tag der Veröffentlichung 
des Bescheides in der StadtZei-
tung der STADT FÜRTH. 
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Die Akte des Genehmigungs-
verfahrens kann nach vorhe-
riger Terminvereinbarung bei 
der Bauaufsicht, Georg März, 
Telefon 974-31 42, Hirschen-
straße 2, Zimmer 140, eingese-
hen werden.

Gehwegerneuerung 2017/2018
Gehwegerneuerung – Hinweis 
an alle Haus- und Grundstücks-
eigentümer –
Die Stadt Fürth, Tiefbauamt, 
beabsichtigt im Haushaltsjahr 
2017/2018 zusätzlich zu den vor-
gesehenen Straßenbaumaßnah-
men folgende Gehwegerneue-
rungen durchzuführen: 
- Fichtenstraße zwischen Turn-
straße und Schwabacher Straße 
(beidseitig)
- Glückstraße/Kaiserplatz 
Voraussichtliche Bauzeiten:
- Fichtenstraße: 22. Januar bis 9. 
Februar 2018
- Glückstraße/Kaiserplatz: 12. Fe-
bruar  bis 5. April 2018
Nach Baufertigstellung und Vor-
lage der Endabrechnung der 
vorgenannten Gehwegabschnitte 
werden Straßenausbaubeiträge 
nach dem Kommunalabgaben-
gesetz erhoben. Für Rückfragen 
hierzu stehen Heinz Tischner, 
Tel. 974-32 43 oder Christina 
Schmidt, Tel. 974-32 42 zur Ver-
fügung.

Öffentliche Bekanntmachung 
einer Baugenehmigung gemäß 
Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayeri-
schen Bauordnung (BayBO)
Vorhaben: Antrag auf Nutzungs-
änderung des Erdgeschosses von 
einer Verkaufsstätte in einen SB-
Waschsalon
Grundstück: Nürnberger Straße 
32, Gemarkung Fürth, Flur-Num-
mer 1025
Antragsteller: Josef Schärringer, 
Schrotberg 115, 97453 Schonun-
gen
Baugenehmigung nach Art. 68 
BayBO
Wir haben Ihren Antrag geprüft 
und erteilen gemäß Art. 68 der 
Bayerischen Bauordnung (Bay-
BO) die Baugenehmigung für 
oben genanntes Bauvorhaben.

Die Baugenehmigung bedarf ge-
mäß Art. 68 Abs. 2 Satz 2 BayBO 
keiner Begründung.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann in-
nerhalb eines Monats nach sei-
ner Bekanntgabe Klage bei dem 
Bayerischen Verwaltungsge-
richt Ansbach, 91522 Ansbach, 
erhoben werden. Dafür stehen 
folgende Möglichkeiten zur Ver-
fügung:
a. Schriftlich oder zur Nieder-
schrift
Die Klage kann schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle 
erhoben werden. Die Anschrift 
lautet: Bayerisches Verwaltungs-
gericht Ansbach, Postfachan-
schrift: Postfach 6 16, 91511 Ans-
bach, Hausanschrift: Promenade 
24-28, 91522 Ansbach.
b. Elektronisch
Die Klage kann beim Bayeri-
schen Verwaltungsgericht Ans-
bach auch elektronisch nach 
Maßgabe der der Internetprä-
senz der Verwaltungsgerichts-
barkeit (www.vgh.bayern.de) 
zu entnehmenden Bedingun-
gen erhoben werden. Dafür 
steht folgende Möglichkeit zur 
Verfügung: Übermittlung eines 
elektronischen Dokuments mit 
qualifizierter elektronischer Si-
gnatur an die EGVP-Adresse des 
Gerichts.
Die Klage muss den Kläger, die 
Beklagte (STADT FÜRTH) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die 
zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen 
angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsät-
zen sollen bei schriftlicher Ein-
reichung oder Einreichung zur 
Niederschrift  Abschriften für 
die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden.
Hinweis zum Klageverfahren
Eine Klage eines Dritten (Nach-
bar) gegen diesen Bescheid hat 
keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212a Abs. 1 Baugesetzbuch 
– BauGB). Möglich ist ein An-
trag zum Verwaltungsgericht 

Ansbach, die aufschiebende 
Wirkung der Klage wiederher-
zustellen (§§ 80a i. V. m. 80 Abs. 
5 Verwaltungsgerichtsordnung 
– VwGO).
Hinweise zur Rechtsbehelfsbe-
lehrung
Es besteht keine Möglichkeit, 
gegen diesen Bescheid Wider-
spruch einzulegen. Die Einle-
gung eines Rechtsbehelfs per 
einfacher E-Mail ist nicht zuge-
lassen und entfaltet keine recht-
lichen Wirkungen! Kraft Bundes-
rechts wird in Prozessverfahren 
vor den Verwaltungsgerichten 
infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig. 
Die Akten des Baugenehmigungs-
verfahrens können nach vorheri-
ger Terminvereinbarung bei der 
Bauaufsicht, Hirschenstraße 2, 
Zimmer 139, eingesehen werden.

Öffentliche Bekanntmachung 
einer Baugenehmigung gemäß 
Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayer. 
Bauordnung (BayBO)
Vorhaben:	 Umbau, Teil-
nutzungsänderung des Dehner 
Garten-Centers in einen Sport-
artikelfachmarkt
Grundstück:	 Waldstraße 
82-86, Gemarkung Fürth, Fl.Nr. 
2010/14, 2010/39, 2011, 2010/18
Antragsteller:	  Dehner Gar-
tencenter GmbH & Co. KG, Do-
nauwörther Straße 3-5, 86641 
Rain/Lech
Baugenehmigung nach Art. 68 
BayBO 
Wir haben Ihren Antrag geprüft 
und erteilen gemäß Art. 68 der 
Bayerischen Bauordnung (Bay-
BO) die Baugenehmigung für o. 
g. Bauvorhaben.
Abweichungen, Ausnahmen, 
Befreiungen:
Von § 31 Abs. 2 BauGB wird nach 
Art. 63 BayBO folgende Befrei-
ung zugelassen von den Festset-
zungen des Bebauungsplans 
1)	 für die Art der bauli-
chen Nutzung als Sondergebiet 
„Lebensmittelmarkt nur für US-
Streitkräfte“
 Begründung:
Da es sich bei der hier bean-
tragten Nutzungsänderung im 
Wesentlichen nur um einen 

Sortimentswechsel einer bereits 
rechtskräftig genehmigten Nut-
zung (großflä-chiger Einzelhan-
del, Gartenmarkt) handelt, kann 
unter dieser Voraussetzung die 
planungsrechtliche Zustimmung 
erteilt werden. Darüber hinaus 
liegt die Zustimmung der un-
teren Landesplanungsbehörde 
vor.
2)	 für die Überschreitung 
der Baugrenzen im Norden (Neu-
bauteil der Grundrisserweite-
rung)
Begründung:
Die festgesetzte Baugrenze wird 
im Norden auf eine Länge von 
25,44 Meter mit einer Tiefe von 
7 Meter und auf eine Länge von 
8,30 Meter mit einer Tiefe von 
3,75 Meter überschritten. Die 
Abstandsflächen liegen auf eige-
nem Grundstück.

Die Befreiungen sind geringfügig 
und städtebaulich vertretbar. 
Die Grundzüge der städtebau-
lichen Planung werden nicht 
berührt und die nachbarlichen 
Belange werden dadurch nicht 
beeinträchtigt, das Rücksicht-
nahmegebot nicht verletzt. 
Hinsichtlich des Nutzens der er-
teilten Befreiung hat die STADT 
FÜRTH folgende Erwägungen 
zugrunde gelegt:
1,5 x Fläche x Nutzen
Hierbei wurde die Überschrei-
tung der Baugrenze berechnet 
und die gewonnene Fläche mit 
fünf Euro/Quadratmeter ange-
setzt
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann in-
nerhalb eines Monats nach sei-
ner Bekanntgabe Klage bei dem 
Bayer. Verwaltungsgericht Ans-
bach, 91522 Ansbach, erhoben 
werden. Dafür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
a.  Schriftlich oder zur Nieder-
schrift
Die Klage kann schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle erho-
ben werden. Die Anschrift lautet: 
Bayerisches Verwaltungsgericht 
Ansbach, Postfachanschrift:	
Postfach 6 16, 91511 Ansbach, 
Hausanschrift: Promenade 24 - 
28,	  91522 Ansbach.
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b.  Elektronisch
Die Klage kann beim Bayerischen 
Verwaltungsgericht Ansbach 
auch elektronisch nach Maßgabe 
der der Internetpräsenz der Ver-
waltungsgerichtsbarkeit (www.
vgh.bayern.de) zu entnehmen-
den Bedingungen erhoben wer-
den. Dafür steht folgende Mög-
lichkeit zur Verfügung:
Übermittlung eines elektroni-
schen Dokuments mit qualifizier-
ter elektronischer Signatur an 
die EGVP-Adresse des Gerichts.
Die Klage muss den Kläger, die 
Beklagte (STADT FÜRTH) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die 
zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen 
angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsät-
zen sollen bei schriftlicher Ein-
reichung oder Einreichung zur 
Niederschrift  Abschriften für 
die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden.
Hinweis zum Klageverfahren
Eine Klage eines Dritten (Nach-
bar) gegen diesen Bescheid hat 
keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212a Abs. 1 Baugesetzbuch 
- BauGB –). Möglich ist ein An-
trag zum Verwaltungsgericht 
Ansbach, die aufschiebende 
Wirkung der Klage wiederher-
zustellen (§§ 80a i. V. m. 80 Abs. 
5 Verwaltungsgerichtsordnung 
– VwGO).
Hinweise zur Rechtsbehelfsbe-
lehrung
Es besteht keine Möglichkeit, 
gegen diesen Bescheid Wider-
spruch einzulegen. Die Einle-
gung eines Rechtsbehelfs per 
einfacher E-Mail ist nicht zuge-
lassen und entfaltet keine recht-
lichen Wirkungen. Kraft Bundes-
rechts wird in Prozessverfahren 
vor den Verwaltungsgerichten 
infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig. 
Die Akten des Baugenehmi-
gungsverfahrens können nach 
vorheriger Terminvereinba-
rung bei der Bauaufsicht, Hir-
schenstraße 2, Zimmer 133 ein-
gesehen werden.

Vollzug des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) und 
des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) 
Bekanntmachung nach § 5 Abs. 
2 UVPG (Entscheidung zur Um-
weltverträglichkeitsprüfung)
Für folgende Änderung eines im-
missionsschutzrechtlich geneh-
migungsbedürftigen Vorhabens 
war nach § 9 Abs. 3 UVPG mittels 
einer allgemeinen Vorprüfung 
des Einzelfalls festzustellen, ob 
eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung notwendig ist:
Antragsteller: SGHG Stadeln 
Genehmigungshaltergesell-
schaft mbH, Kronacher Straße 
63, 90765 Fürth
Vorhaben nach der Anlage 1 
zum UVPG: Nr. 10.1
Entscheidung vom: 20. Oktober 
2017
Vorhaben (Änderung oder Er-
weiterung einer Anlage): Nut-
zungsänderung des Gebäudes 83 
(Abstell- und Mischgebäude für 
zirkonhaltige Vormischungen 
und pyrotechnische Sätze).
Die Vorprüfung hat ergeben, 
dass dieses Vorhaben keine er-
heblichen nachteiligen Umwelt-
auswirkungen zur Folge hat. Es 
ist somit keine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung durchzuführen. 
Die Unterlagen der Vorprüfung 
können bei der Stadt Fürth, Amt 
für Umwelt, Ordnung und Ver-
braucherschutz, Schwabacher 
Straße 170, 90763 Fürth, Zimmer 
324, während der allgemeinen 
Öffnungszeiten oder nach telefo-
nischer Anmeldung (974-14 47) 
eingesehen werden.
Die Feststellung wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. Sie 
ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht 
selbstständig anfechtbar.
Fürth, 18. November 2017, 
STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürger-
meister

Öffentliche Bekanntmachung 
einer Baugenehmigung gemäß 
Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayeri-
schen Bauordnung (BayBO)
Vorhaben: Errichtung eines 
Mehrfamilienhauses mit fünf 
Wohneinheiten und Parkdeck 

mit fünf Stellplätzen
Grundstück: Schillengraben, 
Gemarkung Vach, Flur-Nummer 
764/30
Antragsteller: Jasmin Rastoder, 
Widderstraße 85, 90765 Fürth
Baugenehmigung nach Art. 68 
BayBO
Wir haben Ihren Antrag geprüft 
und erteilen gemäß Art. 68 der 
Bayerischen Bauordnung (Bay-
BO) die Baugenehmigung für 
oben genanntes Bauvorhaben.
Die Realisierung des Vorhabens 
verletzt bei objektiver Beurtei-
lung weder das Gebot nachbar-
licher Rücksichtnahme, noch 
beeinträchtigt es das grundge-
setzlich geschützte Eigentums-
recht der Nachbarn. Die nach 
Art. 6 BayBO einzuhaltenden 
Abstandsflächen werden im 
„Vereinfachten Baugenehmi-
gungsverfahren“ nicht geprüft; 
die Verantwortung hierzu hat 
der Bauherr mit seinem beauf-
tragten Entwurfsverfasser. Die 
Baugenehmigung bedarf gemäß 
Art. 68 Abs. 2 Satz 2 BayBO somit 
keiner Begründung.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann in-
nerhalb eines Monats nach sei-
ner Bekanntgabe Klage bei dem 
Bayerischen Verwaltungsgericht 
Ansbach, 91522 Ansbach, erho-
ben werden. Dafür stehen fol-
gende Möglichkeiten zur Verfü-
gung:
a. Schriftlich oder zur Nieder-
schrift
Die Klage kann schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle 
erhoben werden. Die Anschrift 
lautet: Bayerisches Verwaltungs-
gericht Ansbach, Postfachan-
schrift: Postfach 616, 91511 Ans-
bach, Hausanschrift: Promenade 
24-28, 91522 Ansbach.
b. Elektronisch
Die Klage kann beim Bayeri-
schen Verwaltungsgericht Ans-
bach auch elektronisch nach 
Maßgabe der der Internetprä-
senz der Verwaltungsgerichts-
barkeit (www.vgh.bayern.de) 
zu entnehmenden Bedingun-
gen erhoben werden. Dafür 
steht folgende Möglichkeit zur 
Verfügung: Übermittlung eines 

elektronischen Dokuments mit 
qualifizierter elektronischer Si-
gnatur an die EGVP-Adresse des 
Gerichts.
Die Klage muss den Kläger, die 
Beklagte (STADT FÜRTH) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die 
zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen 
angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsät-
zen sollen bei schriftlicher Ein-
reichung oder Einreichung zur 
Niederschrift Abschriften für 
die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden.
Hinweis zum Klageverfahren
Eine Klage eines Dritten (Nach-
bar) gegen diesen Bescheid hat 
keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212a Abs. 1 Baugesetzbuch 
– BauGB). Möglich ist ein An-
trag zum Verwaltungsgericht 
Ansbach, die auf-schiebende 
Wirkung der Klage wiederher-
zustellen (§§ 80a i. V. m. 80 Abs. 
5 Verwaltungsgerichtsordnung 
– VwGO).
Hinweis zur Rechtsbehelfsbe-
lehrung
Es besteht keine Möglichkeit, 
gegen diesen Bescheid Wider-
spruch einzulegen. Die Einle-
gung eines Rechtsbehelfs per 
einfacher E-Mail ist nicht zuge-
lassen und entfaltet keine recht-
lichen Wirkungen. Kraft Bundes-
rechts wird in Prozessverfahren 
vor den Verwaltungsgerichten 
infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig.
Allgemeiner Hinweis:
Die Rechtsmittelfrist beginnt mit 
dem Tag der Veröffentlichung 
des Bescheides in der StadtZei-
tung der STADT FÜRTH. 
Die Akte des Genehmigungs-
verfahrens kann nach vorhe-
riger Terminvereinbarung bei 
der Bauaufsicht, Georg März, 
Telefon 974-31 42, Hirschen-
straße 2, Zimmer 140, eingese-
hen werden.


